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Abréviations

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
WTO Welthandelsorganisation
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
AUNS Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz
NGO Nichtregierungsorganisation
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SHK Schweizerische Hochschulkonferenz
UNECE United Nations Economic Commission for Europe
IOC International Olympic Committee
FIFA Fédération Internationale de Football Association
EVED Eidgenössisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NATO North Atlantic Treaty Organization
SDA Schweizerische Depeschenagentur AG
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
SND Strategischer Nachrichtendienst

heute: Nachrichtendienst des Bundes (NDB)
IOK Internationales Olympisches Komitee
EDV Elektronische Datenverarbeitung
SSV Schweizer Schiesssportverband
SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

PfP Partnerschaft für den Frieden (Partnership for peace)
ZD Zivildienst
GICHD Genfer Internationales Zentrum für Humanitäre Minenräumung
FHA Freihandelsabkommen

DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
AELE Association européenne de libre-échange
OMC Organisation mondiale du commerce
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre
ONG Organisation non gouvernementale
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
UE Union européenne
DFI Département fédéral de l'intérieur
CSHE Conférence suisse des hautes écoles
CEE-ONU Commission Economique des Nations Unies pour l’Europe
CIO Comité International Olympique
FIFA Fédération Internationale de Football Association
DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de l'énergie
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CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
ATS Agence Télégraphique Suisse SA
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
SRS Service de renseignement stratégique

présent: Service de renseignement de la Confédération (SRC)
CIO Comité International Olympique
TED Traitement électronique des données
FST Fédération sportive suisse de tir
SSO Société Suisse des Officiers
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

PPP Partenariat pour la paix
PC Protection civile
CIDH Centre international de déminage humanitaire
LE Accord de libre-échange
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Das Thema der europäischen Integrationspolitik beherrschte auch die Reden, welche
am Nationalfeiertag vielerorts gehalten wurden; unter anderem fand mit dem Schweizer
Tag an der Weltausstellung in Sevilla, an welcher Bundesrat Ogi Bundespräsident Felber
vertrat, die grösste Bundesfeier ausserhalb der Landesgrenzen statt. Bei der
Behandlung der 1989 eingereichten parlamentarischen Initiative Ruf (sd, BE) sowie der
von den Schweizer Demokraten eingereichten eidgenössischen Volksinitiative "Für
einen arbeitsfreien Bundesfeiertag" gelangte die zuständige Petitions- und
Gewährleistungskommission aufgrund eines Gutachtens von Prof. Richli zur Auffassung,
dass ein eidgenössischer Bundesfeiertag auch auf Gesetzesstufe zu verwirklichen sei. In
der Folge hat sie einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über den Bundesfeiertag
ausgearbeitet, der sich von einer stillschweigenden Bundeskompetenz aus der Natur
der Sache ableitet. Da der Bundesrat sich einer möglichst breiten Abstützung im Volk
gewiss sein wollte und eine bessere Gewährung der Rechtssicherheit wünschte, zog er
den Weg über eine Initiative und damit eine Verfassungsänderung einer Lösung auf
Gesetzesstufe vor. Der Bundesrat empfahl damit erst zum vierten Mal eine
ausformulierte Initiative zur Annahme. 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ordre juridique

Sécurité intérieure

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der öffentlichen Debatte im
Februar 2016 plötzlich auf die schon seit Monaten geplante Verschärfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschläge von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschränkung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hände von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsächlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese übernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefährden. Dies erläuterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zuständigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermögliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln für unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedürfnisnachweis – sei es als Jäger, Sportschütze oder Sammler
– und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen für den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht möglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazität als sehr gefährlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verschärften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehörige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.
So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Präsidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erklärte in den Medien, der SSV lehne die Vorschläge der Europäischen Kommission
vollumfänglich ab. Die Schweiz brauche kein schärferes Waffenrecht und nötigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern wäre der SSV
problemlos referendumsfähig. Schützenhilfe erhielt Andres auch von bürgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Präsident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegenüber dem Sonntags-Blick als «nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schützenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrätin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegenüber der
Aargauer Zeitung eine Verschärfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden könne. Die Milizarmee und die

DÉBAT PUBLIC
DATE: 22.12.2016
KARIN FRICK
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Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im März 2016 gab Bundesrätin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hätten sich auch andere
EU-Länder, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schützen- und
Jägertradition, gegen zu zentralistische Verschärfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entschärften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel für das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermöglicht es
Schweizer Armeeangehörigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafür sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schützenverein, der Nachweis von jährlichen Schiessübungen sowie die regelmässige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.
Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude über den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich trübten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der «Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Bürgerinnen und Bürger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Öffentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen würden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Bürgern so lange
vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
müssten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttäter sein wollen».
Nicht zuletzt sah sie darin über Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch bürgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier übten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimme[n] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Müller, fdp, SG) und der Gefährdung der Souveränität der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile über die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch über die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lächerlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Präsident Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesrätin Sommaruga gar eine Erklärung und allfällige Nachverhandlungen in Brüssel.
Der SVP-Nationalrat und Präsident des Berner Schützenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenüberstehen, die
«unannehmbaren Änderungen» bekämpfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Europäischen
Kommission und des Europäischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
über die als nächstes das Europäische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europäischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwächen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europäischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschränkungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob für
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Überführung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schützenverein
und die regelmässige Teilnahme an Schiessanlässen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehörige das Sturmgewehr behalten dürfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschränken, zeigte sich Werner Salzmann gegenüber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizepräsident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhältnismässig. ProTell kündigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verschärfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
würde gemäss diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. 2
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Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Die sich namentlich im Zusammenhang mit der europäischen Integration ergebende
Zunahme der internationalen Konferenzen und wohl auch die parlamentarischen
Reformforderungen führten dazu, dass der Bundesrat seinen Widerstand gegenüber
gewissen institutionellen Veränderungen abschwächte. Zwar ging er noch nicht so
weit, eine Erhöhung der Zahl der Exekutivmitglieder ins Auge zu fassen. Aber im Sinne
einer sofort wirksamen Massnahme beantragte er eine Änderung des
Verwaltungsorganisationsgesetzes. Er möchte damit die Kompetenz erhalten, den
Vorstehern von Gruppen und Amtern den Titel "Staatssekretär" zu verleihen. Dieser
Titel wäre lediglich im Verkehr mit dem Ausland zu verwenden und könnte temporär
auch anderen Amtsdirektoren und den Generalsekretären der Departemente, welche
die Schweiz im Auftrag des Bundesrates an internationalen Konferenzen vertreten,
zuerkannt werden. Zudem möchte der Bundesrat die Kompetenzen der
Generalsekretäre erweitern. Diese sollen in Zukunft mehr Weisungsbefugnisse erhalten
und den Departementschef im Ausland und in parlamentarischen Kommissionen
vertreten dürfen. Bereits zuvor hatte Bundesrat Ogi in der Presse den Wunsch nach
zwei Staatssekretären in seinem Departement geäussert, welche auch bei
internationalen Konferenzen als anerkannte Gesprächspartner von Ministern auftreten
könnten. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.09.1990
HANS HIRTER

Zum Bundespräsidenten für 1992 wurde turnusgemäss René Felber und zum
Vizepräsidenten Adolf Ogi mit 158 resp. 163 Stimmen gewählt. 4

ÉLECTIONS
DATE: 30.12.1991
HANS HIRTER

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 9. Dezember mit 185 Stimmen Adolf Ogi
zum Bundespräsidenten und mit 134 Stimmen Otto Stich zum Vizepräsidenten für das
Jahr 1993. 5

ÉLECTIONS
DATE: 09.12.1992
HANS HIRTER

Unmittelbar nach der Wahl begann die Diskussion um eine Neuverteilung der
Departemente. FDP-Präsident Steinegger verlangte, dass das Finanzministerium von
einem Vertreter einer bürgerlichen Partei übernommen werden müsse. Es war allen
klar, dass er dabei primär an den Freisinnigen Villiger, Vorsteher des
Militärdepartements, dachte. Die Aussicht, erstmals einen Sozialdemokraten mit der
Leitung des EMD zu betrauen, löste bei bürgerlichen Politikern zwar keine Begeisterung
aus, schien aber, zumindest als Übergangslösung, nicht unakzeptabel. Bundesrat Ogi
seinerseits machte deutlich, dass er an einem Wechsel ins EMD kein Interesse habe. Am
1. Oktober beschloss das Regierungskollegium, eine mittlere Rochade vorzunehmen:
Villiger wechselte vom EMD ins EFD, Ogi vom EVED ins EMD und Leuenberger erhielt das
EVED. Kommentare würdigten dies als optimale Verteilung und lobten sowohl die
Führungsqualitäten von Bundespräsident Villiger, welchem es gelungen war, zwischen
den unterschiedlichen Ansprüchen zu vermitteln, als auch die kollegiale und
verantwortungsvolle Haltung Ogis. 6

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 02.10.1995
HANS HIRTER

Am 13. Dezember trat die Vereinigte Bundesversammlung zur Bestätigungswahl des
Bundesrats für die neue Legislaturperiode zusammen. Die Ergebnisse entsprachen der
gestärkten Position der Regierungsparteien im neukonstituierten Parlament. Ernsthafte
Versuche von Vertretern der Regierungsparteien, die Zauberformel zu brechen, waren
nicht auszumachen. Im Gegensatz zu 1991 kam es auch nicht zu Straf- und
Racheaktionen zwischen den bürgerlichen Bundesratsparteien. Das beste Resultat
erzielte wie bereits vor vier Jahren Jean-Pascal Delamuraz mit 193 Stimmen; nicht
auszuschliessen ist, dass der wegen einer bevorstehenden Herzoperation mit
Rücktrittsforderungen konfrontierte Waadtländer erneut von einem Solidaritätsbonus
profitieren konnte. Auch der zweite Freisinnige, Villiger, erreichte mit 175 Stimmen ein
gutes Resultat. Deutlich besser als vor vier Jahren schnitten ebenfalls die beiden CVP-
Vertreter Koller und Cotti mit 176 resp. 171 Stimmen ab. Bundesrat Ogi vermochte sich
zwar zu verbessern, belegte mit 164 Stimmen aber bloss den fünften Rang. Während
sich die Stimmenzahl für den Amtsjüngsten, den im September gewählten Leuenberger,
mit 144 Stimmen im Rahmen der üblicherweise von Sozialdemokraten erzielten
Ergebnisse hielt, entfielen auf Ruth Dreifuss bei einem absoluten Mehr von 107 nur
gerade 124 Stimmen; 35 Stimmen gingen an die Genfer Liberale Brunschwig, weitere 10

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 13.12.1995
HANS HIRTER
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an Christiane Brunner (sp, GE). 7

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 9. Dezember Ruth Dreifuss mit 158
Stimmen (bei einem Mehr von 106) zur Bundespräsidentin für 1999; sie ist die erste
Frau, die dieses Amt ausübt. Zum Vizepräsidenten wurde Adolf Ogi bestimmt. 8

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 11.12.1998
HANS HIRTER

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrössten
zur wählermässig stärksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortführung der sogenannten Zauberformel für die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteipräsident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwächsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP übernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache über eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frühjahr frisch gewählten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwählen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwächung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge änderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstützung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklärte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurücktreten würde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
bürgerliche Regierung nicht ohne Reiz wäre, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lähmen könnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen würden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer für die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen für die Bestätigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. 9

AUTRE
DATE: 14.12.1999
HANS HIRTER

Am 15. Dezember bestätigte die Vereinigte Bundesversammlung alle amtierenden
Bundesräte. Zuerst wurde Adolf Ogi (svp) als Amtsältester mit dem sehr guten Resultat
von 191 Stimmen gewählt. Damit waren die Spekulationen erledigt, welche in den
Medien über eine eventuelle Wahl des freisinnigen Parteipräsidenten Steinegger (UR)
anstelle des von seiner Partei kaum mehr unterstützten Ogi angestellt worden waren.
Der an zweiter Stelle zu wählende Kaspar Villiger (fdp) wurde mit 187 Stimmen ebenfalls
klar bestätigt. Der als Kandidat gegen die Sozialdemokraten antretende Christoph
Blocher unterlag gegen Ruth Dreifuss mit 148:58 Stimmen und gegen Moritz
Leuenberger mit 154:58. Blocher hatte also kaum über die Grenzen seiner Partei
hinaus Stimmen sammeln können. Nachdem die Sozialdemokraten ihre Schäfchen im
Trockenen hatten, waren Vergeltungsaktionen angesagt. Leidtragender war der bei der
Linken wegen gewisser wirtschaftsliberaler Aussagen ohnehin wenig beliebte
Freisinnige Couchepin, der bei einem absoluten Mehr von 113 Stimmen lediglich deren
124 erzielte. Problemlos verlief dann die Wiederwahl der beiden im Frühjahr gewählten
CVP-Regierungsmitglieder. Die von der Linken ebenfalls nicht sonderlich geschätzte
Ruth Metzler kam auf 144, Joseph Deiss auf 173 Stimmen. Zum Bundespräsidenten für
das Jahr 2000 wurde mit 176 Stimmen Adolf Ogi, zu seinem Vize mit 145 Stimmen Moritz
Leuenberger gewählt. 10

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 15.12.1999
HANS HIRTER

Mitte Oktober gab Bundespräsident Adolf Ogi (svp) bekannt, dass er auf Ende Jahr aus
der Regierung zurücktreten werde. In seiner dreizehnjährigen Amtszeit hatte Ogi
zuerst dem Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement (heute UVEK) und dann dem
Militärdepartement (heute VBS) vorgestanden. Seine spontane und volksnahe Art, seine
Dialogbereitschaft und sein Kommunikationstalent, aber auch sein Wirken um eine
Verbesserung des Bildes der Schweiz im Ausland wurden in Rückblicken allgemein
gelobt. In kaum einem Medienkommentar fehlte der Ausdruck des Bedauerns über
seinen Rücktritt. 11
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Als mögliche Nachfolgekandidaten Ogis wurden von der Presse sofort die Ständeräte
Christoffel Brändli (GR) und Samuel Schmid (BE), Nationalrat Ulrich Siegrist (AG) sowie
die Zürcher Regierungsrätin Rita Fuhrer und ihr Thurgauer Amtskollege Roland Eberle
genannt. Damit war auch das politische Spektrum der SVP einigermassen abgedeckt:
Siegrist gilt als Exponent des liberalen Flügels, und Schmid hatte sich mehrmals als
Kritiker einer nationalistischen und populistischen Parteilinie hervorgetan, Brändli
wurde etwa in der Mitte der Partei eingeordnet und Eberle und Fuhrer galten vor allem
wegen ihren Positionen in der Asylpolitik als Vertreter des rechten Parteiflügels. Siegrist
verzichtete auf eine Kandidatur; die anderen vier wurden von ihren Kantonalsektionen
nominiert. Eine Woche vor der Wahl stellte die SVP-Fraktion Fuhrer und Eberle als
Kandidaten auf. Die nichtberücksichtigten Schmid und Brändli erklärten, dass sie trotz
dieses Verdikts eine Wahl zum Bundesrat annehmen würden. 12

AUTRE
DATE: 29.11.2000
HANS HIRTER

Am 6. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung Ogis Nachfolger. Im ersten
Wahlgang erhielten von den offiziellen Kandidaten Fuhrer 54, die von den Grünen
nominierte Bühlmann 53 und Eberle 16 Stimmen. Klar vor Eberle lagen die im
Auswahlprozedere der nationalen SVP auf der Strecke gebliebenen Samuel Schmid und
Christoffel Brändli sowie der von der SP trotz seines Verzichts ins Spiel gebrachte Ulrich
Siegrist mit 50, 25 resp. 33 Stimmen. Bereits im zweiten Wahlgang schwenkte ein Teil
der SP-Fraktion von Bühlmann zu Siegrist, welcher sich mit 55 Stimmen hinter Schmid
(76) auf den zweiten Platz vorschob und dabei Rita Fuhrer (50) überholte. Diese
Reihenfolge blieb in den folgenden Wahlgängen unverändert, wobei die Stimmen für die
ausscheidenden Kandidierenden Brändli und Eberle zum grössten Teil Schmid zufielen.
Samuel Schmid wurde im sechsten Wahlgang bei einem absoluten Mehr von 117 mit 121
Stimmen gewählt; auf Siegrist entfielen 83 und auf Fuhrer 28 Stimmen. Um Siegrist zu
verhindern, hatte am Ende ein Teil der SVP-Fraktion von Fuhrer zu Schmid gewechselt.
Die SVP war zwar etwas verärgert über das Scheitern ihrer beiden offiziellen
Kandidaturen, Fraktionschef Frey (ZH) erklärte aber, auch mit Schmid als SVP-Vertreter
im Bundesrat leben zu können. Im Anschluss an diese Entscheidung wurde Moritz
Leuenberger (sp) mit 187 Stimmen zum Bundespräsidenten für das Jahr 2001 und
Kaspar Villiger zu seinem Vize gewählt. Zu Rochaden bei der Departementsverteilung
kam es nicht: Schmid trat auf den 1. Januar 2001 die Nachfolge von Ogi als Vorsteher
des VBS an. 13

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 06.12.2000
HANS HIRTER

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und auch die Diskussionen um deren
schwierige Umsetzung gestalten die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
sicher nicht einfacher, was nicht zuletzt der Bundesrat nun ausbaden muss. Harsche
Kritik musste sich etwa Simonetta Sommaruga von der SVP anhören, weil sie eine
Präsentation zu Umsetzungsvorschlägen verschoben hatte, um ihren Besuch bei EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker nicht unnötig zu belasten – so zumindest
die Vermutung in den Medien. Prompt warf SVP-Fraktionschef Adrian Amstutz der
Justizministerin eine „unsägliche Verzögerungstaktik“ vor. Öl ins Feuer goss dann
wenige Tage später Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf, die in einem Online-
Interview eine rasche Abstimmung zur Klärung des Verhältnisses zwischen der Schweiz
und der EU verlangte, weil die Masseneinwanderungsinitiative mit den bilateralen
Verträgen nicht vereinbar sei. In den Medien wurde gemutmasst, dass dies die
Mehrheitsmeinung des Bundesrats sei. Einige bürgerliche Parlamentarier forderten in
der Folge lautstark, dass die Regierung in der Aussenpolitik mehr Geschlossenheit und
mehr Verhandlungsgeschick an den Tag legen müsse. Der Blick bezeichnet die
Regierung als „sieben Leichtmatrosen“ ohne Kapitän. Das Gremium komme zwar sehr
gut miteinander aus, jede und jeder einzelne arbeite sehr dossiersicher, aber es fehle
an einer „zupackenden Steuerfrau oder einem seefesten Kapitän“. In der Weltwoche
wurde beanstandet, dass das Kollegialsystem heute nicht mehr funktioniere; man
müsse ungeeignete Regierungsmitglieder auch entlassen können. Diese
„Diskreditierung“ des Bundesrates (AZ) wurde freilich auch kritisiert: Dass es der
Bundesrat niemandem recht machen könne, gehöre zum System. 14
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Nachdem die Mitglieder des Bundesrates vereidigt worden waren – mit Ausnahme von
Simonetta Sommaruga (sp), die das Gelübde ablegte –, wurden die Wahlen des
Bundespräsidenten und der Vizepräsidentin für 2016 durchgeführt. Die
turnusgemässen Wahlen von Johann Schneider-Ammann (fdp) zum Präsidenten und von
Doris Leuthard (cvp) zur Vizepräsidentin waren unbestritten. Schneider-Ammann
erhielt 196 Stimmen. Von den 241 eingelangten Stimmzetteln waren 27 leer, sechs waren
ungültig und zwölf enthielten andere Namen. In der Presse wurde dieses Resultat als
breite Akzeptanz in der Bundesversammlung interpretiert. Auf Doris Leuthard entfielen
180 Stimmen. Lediglich 218 Wahlzettel wurden an die noch anwesenden
Parlamentsmitglieder verteilt. Davon blieben acht leer, sieben waren ungültig und auf
23 stand ein anderer Name als jener der CVP-Magistratin.  
In seiner Ansprache machte Johann Schneider-Ammann die Verunsicherung im
vergangenen Jahr zum Thema, die durch die Aufwertung des Frankens, Terroranschläge
und Flüchtlingsströme genährt worden sei und aufgezeigt hätte, wie verletzlich die
freien Gesellschaften seien. Auch wenn die Wurzeln dieser Krisen nicht in der Schweiz
selber lägen, müsse man in der Schweiz die Reihen schliessen und sich dagegen
wehren. Die Schweiz dürfe dabei aber ihre humanitäre Tradition nicht vergessen. Wer
Hilfe brauche, werde geschützt, müsse aber die vorherrschenden Regeln akzeptieren.
Die anstehenden Herausforderungen – Schneider-Ammann nannte die Verteidigung von
Offenheit und Souveränität, von Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit, aber auch die
Beziehung zu Europa  – müssten gemeinsam mit Reformwillen angegangen werden.
Dabei könne man auf eigene Stärken, wie der Innovationskraft, der dualen Bildung oder
der intakten Sozialpartnerschaft bauen. Sein Motto als Bundesrat laute "Gemeinsam für
Jobs und unser Land". 
Der Berner FDP-Bundesrat, der es auch nicht versäumte, der abtretenden Eveline
Widmer-Schlumpf, die er als "grosse Persönlichkeit" bezeichnete, zu danken, löste als
Regierungschef Simonetta Sommaruga ab, die das Amt im Jahr 2015 inne gehabt hatte.
Anders als Didier Burkhalter – ihr Vorgänger in diesem Amt –, der Anfang 2015 zum
Schweizer des Jahres gekürt worden war und im März gar für den Friedens-Nobelpreis
vorgeschlagen wurde und als neuer UNO-Generalsekretär im Gespräch war, hatte die
SP-Magistratin im Wahljahr 2015 einen sehr schweren Stand gehabt, da sie in ihrer
Funktion als Justizministerin insbesondere von der Rechten immer wieder angegriffen
wurde. Als Verantwortliche für das Migrationsdossier hatte sie nicht nur auf die in den
Medien als "Flüchtlingskrise" bezeichnete Migrationswelle reagieren müssen, sondern
sie hatte auch das Dossier zur Masseneinwanderungsinitiative und hierzu die
Verhandlungen mit der EU zu betreuen. Die Bundespräsidentin war entsprechend ein
äusserst beliebtes Sujet in der Weltwoche. Mit Ausnahme der SVP attestierten ihr die
Parteien aber, gute Arbeit geleistet zu haben. Als Meilenstein, aus der Sicht der
abtretenden Bundespräsidentin, galten ihre Gespräche mit EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker, welche die Situation mit der EU deblockiert hätten. 15

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 09.12.2015
MARC BÜHLMANN

Am 16. Dezember 2020 verstarb alt-Bundesrat Flavio Cotti in Locarno im Alter von 81
Jahren an den Folgen einer Infektion mit dem Coronavirus.
Er sei ein pragmatischer und offener Vollblutpolitiker gewesen, der gegnerische Lager
vereinen konnte, schrieb der Bundesrat in seinem Nachruf. So habe er an der Spitze der
überparteilichen Jugendbewegung eine kantonale Initiative zur Einführung des
Frauenstimmrechts im Tessin lanciert – im Jahr 1966. Cotti sei auch als Bundesrat ein
«Bewahrer mit progressiven Ideen» und «eine verbindende Persönlichkeit» gewesen.
Als Vorsteher des EDA habe er unter anderem den Mut gehabt, Licht in ein dunkles
Kapitel der Schweiz zu bringen und die nachrichtenlosen Vermögen untersuchen zu
lassen. Mit der Präsidentschaft der OSZE (1996) habe er unter anderem das Dayton-
Abkommen unterzeichnet, das den Jugoslawienkrieg beendet hatte. Zudem habe er
erfolgreich die Bilateralen I unter Dach und Fach gebracht.  
Die NZZ beschrieb den Tessiner CVP-Bundesrat als ehrgeizig und machtbewusst, mit
einem «autoritären und impulsiven Führungsstil». Sein Charme, seine Eloquenz und die
Mehrsprachigkeit hätten ihn in der Bevölkerung sehr beliebt gemacht. Der Tages-
Anzeiger betitelte seinen Nachruf mit «Der Europäer». Cotti habe sich für einen EU-
Beitritt der Schweiz stark gemacht und mit dem Nein zum EWR 1992 eine grosse
Niederlage eingefahren. Aussenminister sei er danach nur geworden, weil sich Adolf Ogi
im uneinigen Kollegium für ihn und gegen Arnold Koller ausgesprochen habe. Als
Aussenminister habe sich der Tessiner für eine «pragmatische Neutralität»
starkgemacht. Die Aargauer Zeitung nannte Cotti den «Meister des Deals»: Trotz EWR-
Niederlage sei er optimistisch geblieben und habe rasch begonnen, den bilateralen Weg
aufzubauen. Auch der Sonntags-Blick fand einen Titel für den Verstorbenen:
«Geniesser der Macht». Er habe «weit über die Landesgrenzen hinaus» gestrahlt und
sei «einer der intelligentesten, einer der gebildetsten» im Bundeshaus, die «bella figura
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der Schweizer Aussenpolitik», gewesen.
Cotti beschritt eine grosse politische Laufbahn. Von 1962 bis 1967 präsidierte er die
junge CVP des Kantons Tessin. Mit 25 Jahren war er Gemeinderat von Locarno, mit 28
sass er im kantonalen Parlament. 1975, also schon mit 36 Jahren, wurde er in die
Tessiner Kantonsregierung gewählt, der er 1977 und 1981 als Präsident vorstand. 1981
leitete Cotti die Kantonaltessiner CVP und 1983 eroberte er mit dem besten
Wahlresultat auf Anhieb einen der Tessiner Nationalratssitze und wurde 1984 CVP-
Präsident. Nur zwei Jahre später wurde er in die Landesregierung gewählt, wo er zuerst
das EDI und ab 1993 das EDA übernahm. 1991 und 1998 war Cotti Bundespräsident. 1999
trat er aus dem Bundesrat zurück – gleichzeitig mit seinem Parteikollegen Arnold Koller.
Ein strategischer Akt, welcher der CVP damals ein letztes Mal beide Bundesratssitze
sicherte. Nach seinem Rücktritt zog sich Cotti ganz aus der nationalen Politik zurück. 16

Politique gouvernmentale

Auch 2017 trafen sich die Präsidentinnen und Präsidenten der Bundesratsparteien und
deren Fraktionen viermal im Rahmen der von-Wattenwyl-Gespräche mit den
Bundesrätinnen und Bundesräten, um strategische Gespräche zu führen. 
Die Einschätzung der aktuellen aussen- und sicherheitspolitischen Lage war
Hauptdiskussionspunkt Anfang Februar. Übereinstimmung bestand bei allen
Akteurinnen und Akteuren darin, dass die Schweiz ihre Interessen auch zu Zeiten von
Cyberkriminalität, Terrorismus und Falschinformationen wahren müsse. Über die
Bedeutung der anstehenden Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III herrschte
jedoch keine Einigkeit. 
Mitte Mai stand der Brexit im Fokus der Gespräche, wobei auch die Fortschritte beim
Rahmenabkommen mit der EU diskutiert wurden. Hierbei betonten die Parteien, dass
nicht nur die Aussen-, sondern auch die Innenpolitik beachtet werden müsse. 
Die Gesundheits- und erneut die Europapolitik waren die Traktanden für die Gespräche
Anfang September. Ein gut zugängliches und tragbares Gesundheitswesen stelle
innerhalb der Legislaturziele 2015-2019 ein Hauptziel des Bundesrates dar, wie dies in
der Strategie Gesundheit 2020 dargelegt werde. Betreffend Informationen zu den
Verhandlungen mit der EU über die institutionellen Fragen vertröstete der Bundesrat
die Parteien auf den Herbst; geplant sei aber ein Treffen von Doris Leuthard mit EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. 
Nicht wie im Vorjahr festgelegt an der dritten Sitzung, dafür bei den Gesprächen Mitte
November, die als Klausur organisiert wurden, nahm der Bundesrat in corpore teil.
Hauptgegenstand war freilich, wie im Vorjahr vereinbart, die Präsentation der
Jahresziele 2018. Darüber hinaus äusserte die Regierung ihre Sorge zur Gewaltenteilung
zwischen Exekutive und Legislative, die sie momentan durch das diskutierte
Verordnungsveto in Gefahr sehe. Bezüglich der EU erklärte Neo-Aussenminister Ignazio
Cassis, dass man im Rahmen eines weiteren Treffens mit Juncker im November die
nächsten Schritte in den verschiedenen Bereichen der Zusammenarbeit zwischen der
Schweiz und der EU definieren wolle. 17
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Elections

Elections des parlements cantonaux

Im Kanton Zürich wurden Mitte April die Gesamterneuerungswahlen 2015 bereits zum
dritten Mal nach dem Doppelproporzverfahren (doppelter Pukelsheim) durchgeführt.
Dieses Wahlverfahren, bei dem zuerst berechnet wird, wie viele Sitze einer Partei im
gesamten Kanton zustehen (Oberzuteilung), und anschliessend die Sitzgewinne den
Wahlkreisen zugeordnet werden (Unterzuteilung), wirkt sich auf das Verhalten der
Parteien aus. Listenverbindungen werden hier obsolet und im Prinzip haben auch
kleinere Parteien bessere Chancen, einen Sitz zu erobern. Damit es nicht zu einer zu
starken Fraktionalisierung kommt, wird der doppelte Pukelsheim im Kanton Zürich mit
einer Wahlhürde von 5 Prozent kombiniert: In mindestens einem Wahlkreis muss eine
Partei also wenigstens 5 Prozent der dortigen Wählerschaft von sich überzeugen
können, um an der Sitzverteilung teilnehmen zu können. 
Das neue Verfahren hatte bereits bei seiner ersten Anwendung 2007 eine massive
Reduktion der antretenden Listen von 47 (im Jahr 2003) auf elf (im Jahr 2007) zur Folge
gehabt. Im aktuellen Wahljahr 2015 nahm diese Zahl wieder ein wenig zu: Insgesamt
standen 13 Listen zur Wahl, auf denen 1734 Kandidierende aufgeführt waren (2003: 1968
Kandidierende; 2007: 1641 Kandidierende; 2011: 1720 Kandidierende). Mit vollen Listen
in allen 18 Wahlkreisen und ergo 180 Kandidierenden traten die FDP, die SP, die SVP
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sowie die GLP an; bei der EVP und den Grünen fehlte jeweils ein Kandidat für eine volle
Liste. Auch die CVP (173 Kandidierende), die Alternative Liste (170 Kandidierende) und
die EDU (158 Kandidierende) traten in allen Wahlkreisen an, während die BDP (85
Kandidierende) und die Piraten (59 Kandidierende) nicht in jedem Wahlkreis Personal
rekrutieren konnten. Lediglich in einem Wahlkreis traten die Juso (7 Kandidierende im
Bezirk Uster) und die «Integrale Politik» (IP ZH) (4 Kandidierende im Bezirk Affoltern) an.
Weil keine Listenverbindungen möglich sind, war das Engagement der Juso von der
Mutterpartei nicht gerne gesehen, da die Jungpartei die SP so Stimmen kosten könnte.
Die IP ZH, ein Ableger der 2007 gegründeten IP Schweiz trat zum ersten Mal an, konnte
aber kaum mit einem Überspringen der 5-Prozent-Hürde rechnen. Im Gegensatz zu
2011 traten die SD – wie bereits in Basel-Landschaft – nicht mehr zu den Wahlen an;
man wolle sich nach dem Debakel bei den lokalen Wahlen 2014 neu orientieren, gab
Kantonalpräsident Andreas Stahel zu Protokoll. 
Insgesamt traten 159 der 180 Bisherigen wieder an, wesentlich mehr als in bisherigen
Jahren. Dies war freilich auch auf den Umstand zurückzuführen, dass mehr als ein
Viertel der 2011 gewählten Abgeordneten während der Legislatur zurückgetreten waren.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden lag bei 36 Prozent (2011: 34%), wobei bei
Links-Grün überdurchschnittlich und bei Rechts-Bürgerlich unterdurchschnittlich viele
Frauen kandidierten. Das Durchschnittsalter der Kandidierenden betrug 46 Jahre. 
Die stärkste Partei im Zürcher Kantonsrat, die SVP (54 Sitze), hatte 2011 zum zweiten Mal
in Folge bei den Kantonsratswahlen eine Niederlage einstecken müssen. Auch bei den
nachfolgenden nationalen Wahlen hatte man ein Nationalratsmandat verloren und war
ebenso bei der Ausmarchung um den Ständerat unterlegen. Zudem hatte die
Volkspartei bei kantonalen Abstimmungen häufig Niederlagen über sich ergehen lassen
müssen. Vor den anstehenden Wahlen 2015 zeigte man sich deshalb auffallend bemüht,
die bürgerlichen Partner bei den Regierungsratswahlen nicht zu brüskieren, was
allerdings nicht gänzlich gelang: Weil einzelne FDP-Exponenten auch die
Regierungsratskandidatinnen und -kandidaten von SP und GP unterstützten, verglich
der SVP-Kantonspräsident Alfred Heer die FDP mit einem Pudding, der einmal nach
links, einmal nach rechts neige.  
Erklärtes Ziel der SP, die mit ihren Anliegen im Rat jeweils nur dann durchkam, wenn sie
Kompromisse hin zur Mitte eingehen konnte, war eine Steigerung des Wähleranteils um
zwei Prozentpunkte und eine damit verbundene Verstärkung der momentan 35-
köpfigen Fraktion. Die FDP (23 Sitze) befand sich im Aufwind; sie hatte nicht nur bei
den Kommunalwahlen 2014 zulegen können, sondern mit Filippo Leutenegger auch den
zweiten Sitz in der Zürcher Stadtregierung zurückerobert. Zum Mindestziel wurde
deshalb der Gewinn von drei Sitzen erklärt, womit man allerdings nur die Hälfte der
Verluste von 2011 wettgemacht hätte.
Die Grünen hatten 2011 mit der Wahl von Martin Graf in die Regierung einen Erfolg
gefeiert. Damals hatte man die Sitzzahl im Parlament (19 Sitze) mit einem leichten
Wählerzuwachs halten können. Dank dem Erfolg mit der kantonalen Kulturlandinitiative
erhoffte sich die GP auch bei den kantonalen Wahlen 2015 Aufwind. Die Grünen wollten
mindestens zwei weitere Mandate erringen und die viertstärkste Partei im Kanton
bleiben. Die GLP (19 Sitze) hatte kurz vor den Zürcher Wahlen mit dem überdeutlichen
Nein zu ihrer nationalen Initiative «Energie statt Mehrwert besteuern» eine herbe
Niederlage einstecken müssen. Es blieb abzuwarten, ob dies auf die kantonale
Wählerschaft abfärben würde. Die CVP (9 Sitze) hatte Ende März von sich reden
gemacht, als die Kandidatur des im Wahlkreis 3 (Stadtkreise 4 und 5) antretenden
Friedrich Studer für ungültig erklärt werden musste, weil der Präsident der CVP der
beiden Stadtkreise gar nicht mehr im Kanton Zürich wohnhaft war und so eine
Bedingung für seine Wählbarkeit verletzte. Zwar habe die CVP in diesem Wahlkreis
ohnehin keine Chance und die Listenstimmen würden trotzdem mitgezählt, die Sache
sei aber unschön, so der CVP-Stadtpräsident Markus Hungerbühler. Studer war aus
persönlichen Gründen in den Kanton Solothurn umgezogen. 
Für die kleineren Parteien war das Überspringen der 5-Prozent-Hürde vordringlichstes
Ziel. Die EDU (5 Sitze) hatte dies 2007 und 2011 jeweils nur in einem Wahlkreis geschafft.
In Hinwil schien die Partei allerdings über eine relativ treue Wählerschaft zu verfügen.
Auch die EVP (7 Sitze) hatte damals über Gebühr zittern müssen. Da sich die EDU und
die EVP in den gleichen Wahlkreisen die christlichen Stimmen abspenstig machten,
drohte für beide Ungemach. Wenig Sorgen über die Wahlhürde musste sich die
Alternative Liste (AL) machen, da sie im Wahlkreis 3 – also in den Stadtkreisen 4 und 5 –
jeweils sehr stark abschneidet. In der Regel lag die AL hier jeweils gar noch vor der SVP
und der FDP. Entsprechend strebte die Linkspartei Fraktionsstärke an. Zu den drei
bisherigen Sitzen, unter anderem gehalten von Markus Bischoff, der auch für die
Regierungsratswahlen antrat, sollten also noch mindestens zwei weitere hinzu kommen.
Zittern musste hingegen die BDP, die ihre Kandidierenden auf einige Wahlkreise
konzentrierte. Vor vier Jahren noch hatte sie ihre sechs Sitze dank mehr als 5 Prozent
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Wähleranteil in drei Wahlkreisen geschafft. Kaum Chancen konnten sich die Piraten und
die IP ausrechnen. Das Scheitern an der 5 Prozent-Hürde könnte mitunter zu
dramatischeren Sitzverschiebungen führen als leichte Wählerverschiebungen zwischen
den arrivierten Parteien.
In den Medien wurde der Wahlkampf insgesamt als lau bezeichnet, zumal kaum medial
verwertbare Skandale oder personalisierte Ereignisse, sondern insbesondere sachliche,
aber vermutlich nur wenig mobilisierende Podiumsdiskussionen im Zentrum standen.
Zu reden gab immerhin – auch das scheint ein Dauerbrenner kantonaler
Wahlkampagnen zu sein – die Plakatierung, die von den verschiedenen Gemeinden mit
unterschiedlichen juristischen Grundlagen sehr uneinheitlich bewilligt oder eben nicht
bewilligt wurde. Für Gesprächsstoff sorgte auch ein Plakat der SVP, das Bundesrätin
Simonetta Sommaruga zeigte, die von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker
einen Begrüssungskuss erhielt. Das Plakat war mit dem Slogan «Wähle lieber SVP»
versehen. Zu reden gab der Umstand, dass die SVP den Schnappschuss ohne Erlaubnis
der Abgebildeten als Wahlwerbung verwendete, was rechtlich nicht zulässig ist. Weil die
Magistratin das Plakat aber weder kommentieren noch juristisch dagegen vorgehen
wollte, liess man die SVP gewähren.

Als grosse Siegerin der Zürcher Kantonsratswahlen 2015 ging die FDP hervor. Der
Freisinn konnte um ganze acht Mandate und 4.4 Prozentpunkte an Wählerstärke
zulegen (neu: 31 Sitze; 17.3% Wähleranteil). Dieses «triumphale Comeback» nach
«jahrzehntelangem Niedergang» – so der Tages-Anzeiger – verhalf dem Bürgerblock zur
absoluten Mehrheit, weil sowohl die SVP (54 Sitze) als auch die CVP (9 Sitze) ihren
Besitzstand wahren konnten: Beide legten leicht an Wähleranteil zu (SVP +0.4
Prozentpunkte; CVP +0.1 Prozentpunkte). Für rechtsbürgerliche Anliegen ist allenfalls
nicht einmal die CVP nötig, da auch die EDU ihre 5 Sitze zu verteidigen wusste
(Wähleranteil: 2.7%; +0.1 Prozentpunkte). Zu den Gewinnerinnen durfte sich aber auch
die Linke zählen. Die SP holte mit einem Wähleranteil von 19.7 Prozent (+0.4
Prozentpunkte) einen zusätzlichen Sitz (neu: 36 Sitze) und die AL konnte gar zwei
zusätzliche Mandate für sich verbuchen und kommt nun auf 5 Sitze. Sie weiss neu 3
Prozent der Zürcher Wahlberechtigten hinter sich (+1.4 Prozentpunkte); in den
Stadtkreisen 4 und 5 sind es gar 17.7 Prozent. Die Gewinne der FDP und der Linken
gingen unter anderem auf Kosten der Mitte. Zwar konnte die EVP ihren Wähleranteil um
0.5 Prozentpunkte auf 4.3 Prozent steigern und damit einen Sitz gewinnen, die GLP und
die BDP mussten aber Federn lassen. Die BDP verlor einen Sitz (neu: 5 Sitze) und
verfügte nur noch über 2.6 Prozent Wähleranteil (-0.9 Prozentpunkte). Schlimmer
erging es der GLP, die 5 Sitzverluste verschmerzen musste (neu: 14 Sitze). Mit 7.6
Prozent Wähleranteil (-2.6 Prozentpunkte) überholten die Grünliberalen aber gar noch
die Grünen, für die die kantonalen Wahlen zum eigentlichen Debakel verkamen. Sie
verloren nicht nur ihren Sitz bei den Regierungsratswahlen, sondern mussten auch im
Parlament 6 Sitze räumen (neu: 13 Sitze). Der Verlust von 3.4 Prozentpunkten, der noch
einen Wähleranteil von 7.2 Prozent bedeutete, liess das Lager mit den grünen Anliegen
(GP und GLP) um einen Viertel schrumpfen. Für die Piraten, die Juso und die IP waren
die Hürden zu hoch. Insgesamt 15 wiederkandidierende Kantonsratsmitglieder wurden
abgewählt.
Wie schon bei den Wahlen im Kanton Basel-Landschaft und im Kanton Luzern verfügte
der Bürgerblock aus SVP, FDP und CVP damit auch im Kanton Zürich wieder über eine
komfortable Mehrheit im Parlament. Dies sei der erfolgreichen bürgerlichen Wahlallianz
«Top 5» zu verdanken, kommentierten bürgerliche Kreise. Der Fraktionschef der SP,
Markus Späth, gab allerdings in einem Interview zu Protokoll, dass die FDP und nicht die
Bürgerlichen gewonnen hätten. Er hoffe, die FDP werde jetzt wieder ein wenig
selbständiger und unabhängiger von der SVP und dass sich dies dann in bildungs-,
sozial- und gesellschaftspolitischen Fragen bemerkbar mache. Die Wählerinnen und
Wähler seien der grünen Anliegen überdrüssig und hätten «gemerkt, dass das nur
kostet und nichts bringt», erklärte hingegen SVP-Kantonsrat Hans-Peter Amrein am Tag
danach. Eine andere Interpretation lieferte indes CVP-Fraktionschef Philipp Kutter:
Umweltanliegen seien kein Alleinstellungsmerkmal der grünen Parteien, die
Energiewende beispielsweise sei breit abgestützt. 
Die Niederlage der grünen Kräfte wurde in den Medien auch als Korrektur interpretiert,
nachdem diese vor vier Jahren stark vom Reaktorunfall in Fukushima profitiert hätten.
Eine Analyse der Wählerverschiebungen infolge einer Nachwahlbefragung zeigte in der
Tat, dass zahlreiche Wählerinnen und Wähler der GLP und der GP aus dem Wahljahr
2011 im aktuellen Wahljahr der Urne ferngeblieben waren. Zudem hatte die GP viele
Anhängerinnen an die SP und die AL verloren, während zahlreiche Wählerinnen und
Wähler der GLP zur FDP abgewandert zu sein schienen. Der Frauenanteil im Zürcher
Parlament nahm von 33.3 auf 33.9 Prozent nur leicht zu. Zu reden gab nach den Wahlen
vor allem die historisch tiefe Wahlbeteiligung von 32.7 Prozent (2011: 38.2%). Erklärt
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wurde diese mit einer Entfremdung von der kantonalen Politik. Die lokale Verwurzelung
nehme durch Arbeitsmobilität und Anonymisierung ab, was mit einem sinkenden
Interesse an kantonaler Politik und eben auch einer abnehmenden
Partizipationsbereitschaft einhergehe. 18

Politique étrangère

Politique étrangère

Suite à des déclarations contradictoires du DFAE émises au sujet d’un accord
d’indemnisation conclu en 1949 entre la Suisse et la Pologne, la Délégation des
Commissions de gestion avait été chargée d’établir un rapport sur les accords secrets
conclus par la Suisse avec des Etats étrangers ou avec des organisations nationales ou
étrangères. Après avoir entendu plusieurs témoins dont les Conseillers fédéraux Flavio
Cotti et Adolf Ogi, la Délégation a constaté qu’aucun office ou département n’était
capable de fournir une liste complète des accords classifiés « secret » ou
« confidentiel » conclus par la Suisse depuis 1933. Elle juge notamment comme un
dysfonctionnement grave le fait que la Direction du droit international public (DDIP) ne
dispose pas de toutes les informations dont elle aurait besoin pour s’acquitter de sa
mission. Seul un peu plus d’un tiers de l’ensemble des accords internationaux est en
fait soumis à l’approbation des chambres fédérales, le reste étant de la compétence
exclusive du gouvernement ou, par délégation de compétence, des départements
concernés. Pour remédier à cette situation peu rassurante, la Délégation a donc
recommandé dans son rapport au Conseil fédéral d’attribuer à la DDIP la mission
d’établir une liste de tous les accords de ce type régulièrement mise à jour, de
réévaluer les critères utilisés pour décider de classifier une information « secrète » ou
« confidentielle » et de faire en sorte que les Archives fédérales et la Chancellerie
mettent à la disposition de ce service toutes les informations nécessaires. 19

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.04.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Jahresrückblick 2019: Aussenpolitik

Im Jahr 2019 beschäftigte sich das Parlament im Rahmen der Schweizer Aussenpolitik
mit Geschäften im Bereich der Aussenwirtschaft – wie Freihandelsabkommen und
Doppelbesteuerungsabkommen – aber auch mit zwischenstaatlichen Beziehungen. Wie
die Medienanalyse von APS zeigt, nahm das mediale Interesse – im Vergleich der letzten
drei Jahre – an Geschäften, die sich mit Staatsverträgen oder Entwicklungspolitik
befassten, tendenziell eher ab. Über die Beziehung zwischen der Schweiz und der EU
wurde besonders oft berichtet. Dies dürfte insbesondere an den neuen Entwicklungen
und Eskalationsstufen rund um das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU sowie
an dem zweiten Beitrag an ausgewählte EU-Mitgliedsstaaten – in den Medien als
Kohäsionsmilliarde bezeichnet – liegen. 

Ein erster gewichtiger Schwerpunkt im Jahr 2019 bildete jedoch ein anderer
Politikbereich, die Aussenwirtschaftspolitik. So entschieden die Räte unter anderem
über aktualisierte Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der Türkei
sowie Ecuador. Hinzu kam das revidierte Agrarabkommen zwischen der Schweiz und
der Türkei. Insbesondere gegenüber Letzterem gab es aufgrund der kritischen
Menschenrechtslage in der Türkei zwiespältige Gefühle. Eine Minderheit forderte, mit
Verweis auf Berichte der EU und der UNO, gar die Rückweisung an den Bundesrat. Der
Bundesbeschluss wurde aber vom Ständerat im März und vom Nationalrat im Juni
angenommen. Die Kantone Thurgau (Kt.Iv. 17.317) und Genf (Kt.Iv. 18.303) hatten in den
vergangenen Jahren Standesinitiativen lanciert, um bei den Verhandlungen von
Freihandelsabkommen mit Malaysia und Indonesien die Zollbefreiung von Palmöl und
Palmkernöl zu verhindern. Grund dafür war einerseits die Sorge, dass einheimische
Ölproduzenten durch die Aufweichung der Grenzschutzmassnahmen benachteiligt
werden könnten, andererseits wurden auch die negativen ökologischen Folgen der
Palmölproduktion bemängelt. Im März wurden zwei dieser Initiativen durch den
Nationalrat versenkt, drei weitere standen aber noch an, womit das Thema beileibe
noch nicht vom Tisch war. Ebenfalls im März wurde im Nationalrat – als Zweitrat – eine
Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) angenommen, die verlangte, dass die beiden
Freihandelsabkommen sich nicht negativ auf die inländische Ölproduktion auswirken
dürfen. Diesen Forderungen wurde Rechnung getragen, woraufhin der Nationalrat dem
Freihandelsabkommen mit Indonesien zustimmte. Eine Minderheit zeigte sich zwar mit
den Regelungen zur Nachhaltigkeit von Palmöl nicht zufrieden, doch sie unterlag mit

RAPPORT
DATE: 31.12.2019
AMANDO AMMANN
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ihrem Antrag. Zwar noch kein konkretes FHA, aber dafür zumindest die Erlaubnis für
erste Sondierungsgespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA gab es in der
Sommersession. Die Motion von Ständerat Graber (cvp, LU; Mo. 18.3797) aus dem Jahr
2018 erhielt auch vonseiten des Bundesrats Unterstützung und wurde im Juni vom
Nationalrat ebenfalls angenommen. Dadurch soll die Schweizer Exportindustrie gestärkt
und der Zugang zum amerikanischen Markt, der sich seit 2016 immer
protektionistischer gibt, gesichert werden. 
Eine Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Grossbritannien wurde
ebenso problemlos angenommen wie der Abschluss eines nach mehrjähriger
Verhandlung erarbeiteten Doppelbesteuerungsabkommen mit Brasilien. Weitere
Anpassungen an bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zur Implementierung von
Mindeststandards stehen 2020 bevor.  

Am meisten Gesprächsstoff boten sicherlich jene Debatten, welche die Beziehung
zwischen der EU und der Schweiz zum Thema hatten. Für hitzige Diskussionen und
Differenzen zwischen der Bundesversammlung und dem Bundesrat sorgte im Juni das
kritisierte und noch immer nicht abgeschlossene institutionelle Rahmenabkommen
zwischen der Schweiz und der EU. Ausdruck der Unzufriedenheit war die im März
abgelehnte Motion von Ständerat Minder (parteilos, SH; Mo. 18.4165), die vom Bundesrat
die Nichtunterzeichnung des Abkommens verlangte. Anfang Juni kam es schliesslich zu
einer mehr oder weniger offenen Konfrontation zwischen Bundesbern und Brüssel, als
der Bundesrat in einer Botschaft Klärung zu fundamentalen Fragen des institutionellen
Abkommens forderte. Zwar schätzte man den Entwurf des Abkommens grundsätzlich
positiv ein, doch die Europäische Kommission solle mehr Rücksicht auf nationale
Prozesse nehmen, damit man in Fragen des Lohn- und Arbeitnehmerschutzes, der
Unionsbürgerrichtlinie und der staatlichen Beihilfen eine Einigung finde. Auch der
Ständerat schlug in die gleiche Kerbe, als er kurz darauf mittels Motion (Mo. 19.3416) die
Regierung und deren Chefunterhändler mit Zusatzverhandlungen beauftragte. Des
Weiteren hing die «Begrenzungsinitiative» der SVP quasi als Damoklesschwert über
dem bilateralen Weg der Schweiz. 
Die Antwort aus Brüssel liess nur einige Tage auf sich warten, als Kommissionspräsident
Juncker durchblicken liess, dass Nachverhandlungen kaum eine Chance hätten. Die
Medien berichtete, dass sich die EU offiziell «offen für ergänzende Gespräche» zeige,
aber durch die Blume deutlich mache, dass der Schweiz kaum Spielraum eingeräumt
werden würde. Für Empörung sorgte Jean-Claude Juncker mit seinem Ultimatum, dass
die von der Schweiz geforderten ergänzenden Gespräche innert einer Woche
abgehandelt werden müssten. Als Druckmittel hatte die EU noch immer die in der Luft
hängende Verlängerung der Börsenäquivalenz in der Hinterhand, die bei Nichterfüllung
des Ultimatums beendet werden könnte. 

Ebenjene Entwicklungen hinsichtlich der Anerkennung der Börsenäquivalenz sorgten in
der Schweiz mit ihrem traditionell starken Bankenplatz schon seit geraumer Zeit für
rote Köpfe. Die Europäische Kommission hatte Ende Dezember 2017 die Verlängerung
der Börsenäquivalenz von den Fortschritten bei den Verhandlungen über ein
institutionelles Abkommen abhängig gemacht. Zwar hatte sie die EU anfänglich befristet
bis zum 30. Juni 2019 verlängert, erklärte sie danach aber für beendet.
Dementsprechend zahlten sich die 2018 ergriffenen Massnahmen des Bundesrats zum
Schutz der Börseninfrastruktur im Fall einer Nichtverlängerung der
Äquivalenzanerkennung aus. Auch medial war das bevorstehende Ende der
Börsenäquivalenz – und damit gezwungenermassen das institutionelle
Rahmenabkommen – das dominierende Thema. Eine drohende Eskalation, die mit der
Aufhebung der Börsenäquivalenz erst ihren Anfang nähme, wurde befürchtet. Die
medial kritisierte bilaterale «Trotzkopf-Logik», die sich durch gegenseitige angedrohte
Sanktionen äussere, wurde für enorm kontraproduktiv befunden. Das effektive Ende
der Börsenäquivalenz Anfang Juli wurde in der Presse hingegen eher nüchtern
thematisiert; man verwies auf die in naher Zukunft marginalen, möglicherweise gar
positiven Auswirkungen für die Schweizer Börse. Kritisiert wurde vor allem, dass diese
gegenseitige Blockade keine positiven Signale hinsichtlich zukünftiger Verhandlungen
über das Rahmenabkommen aussende. 

Sehr umstritten war aufgrund dieser Kette von Ereignissen der zweite Schweizer
Beitrag an ausgewählte EU-Staaten, der im März und Juni ausgiebig diskutiert wurde.
Die Aufstockung der Mittel für den Migrationskredit auf Kosten des
Kohäsionsrahmenkredits wurde vor allem von den linken Parteien kritisiert. Im
Nationalrat errangen schliesslich zwar beide Kreditanträge eine Mehrheit, doch der
Ständerat stimmte den vorgeschlagenen Änderungen nicht zu. Eng verbandelt mit dem
Kohäsionskredit war ein Entwurf für eine Asylgesetzesänderung. Dieser sollte es dem
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Bundesrat erlauben, ohne Zustimmung des Parlaments internationale Abkommen im
Rahmen des – vom Parlament bereits beschlossenen – Migrationskredits
abzuschliessen. Bei beiden Geschäften entstanden Differenzen zwischen den beiden
Parlamentskammern, denn es war bis anhin nicht eindeutig geklärt, ob die Massnahmen
der EU – siehe Börsenäquivalenz – als diskriminierend eingestuft werden können, was
wiederum die Blockierung der Schweizer Fördergelder zur Folge hätte. Der Bundesrat
gelangte im Herbst zum Schluss, dass die EU-Massnahmen unter dem WTO-
Gleichbehandlungsgebot tatsächlich als diskriminierend gelten. Somit würden die
beiden Kredite selbst bei einer Genehmigung durch die Räte bis auf Weiteres nicht
ausbezahlt werden. Im Dezember beriet der Nationalrat schliesslich ein letztes Mal über
den zweiten Beitrag der Schweiz an die EU und bereinigte die Differenzen zum
Ständerat. Somit waren die beiden Kredite zwar bewilligt, ausbezahlt werden sie aber
erst, wenn die Börsenäquivalenz wiederhergestellt ist.
Im August zeigte sich Bundesrat Cassis nicht sehr optimistisch und bezeichnete eine
Einigung im Rahmenabkommen mit der amtierenden Kommission als «ein Wunder».
Nach ihrem Amtsantritt liess die neue Kommissionspräsidentin, Ursula von der Leyen
verlauten, dass die Verhandlungen mit der Schweiz auch weiterhin Chefsache blieben.
Die Medien zweifelten aber nach wie vor an einer Einigung vor der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative.

Nicht alle Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz gestalteten sich so
problematisch wie die bisher aufgeführten. Die Sicherheit des Schengen-Raums und
eine qualitativ hochwertige Grenzkontrolle schienen diesbezüglich ein verbindendes
Element zu sein. Auf alle Fälle sprachen sich Ständerat und Nationalrat mit grosser
Mehrheit für den bundesrätlichen Entwurf zum EES (Entry-Exit-System / Einreise- und
Ausreisesystem) und die damit verbundenen Anpassungen des Ausländer- und
Integrationsgesetzes aus. Bereits im Mai hatte sich das Volk nachdrücklich zum
Schengen-Raum bekannt, als es der Übernahme einer EU-Waffenrichtlinie zustimmte,
die unter anderem den Besitz halbautomatischer Waffen verschärfen sollte. 

Auch über die Rolle der Schweiz als Gastland und Zentrum der Global Governance
wurde intensiv beraten. Ebendiese soll auch weiterhin gestärkt und ausgebaut werden,
damit die Schweiz – und insbesondere Genf – weiterhin ein internationales Zentrum für
Diplomatie, Krisenbewältigung und NGOs sein kann. In eine ähnliche Richtung zielte die
Diskussion über die Erneuerung des Kredits für drei Genfer Zentren in der
Herbstsession. Diese bemühen sich um politische Sicherheit, humanitäre
Minenräumung und die demokratische Kontrolle von Streitkräften. Obwohl der Kredit
noch nicht definitiv beschlossen wurde, zeigten sich beide Kammern von der
Wichtigkeit der Schweizer Aussenwahrnehmung in diesen Politikfeldern überzeugt. 20

Relations avec l'UE

En début d’année, les paris étaient encore ouverts au sujet de l’aboutissement de la
procédure référendaire initiée par les Démocrates suisses et la Lega. Sans grande
surprise cependant, les deux partis ont déposés à Berne les 50'000 signatures requises
au référendum – 66'733 signatures reconnues valables, dont 23'000 déposées par les
Démocrates et 9800 par la Lega –, soutenus dans leur tâche par diverses formations et
organisations politiques proches des milieux de droite ainsi que quelques mouvements
écologistes ou d’extrême gauche opposés aux perspectives économiques des accords.
Absents de la campagne de récolte de signatures, l’UDC et l’ASIN ont fait montre d’un
attentisme qui présageaient des débats internes énergiques que la campagne en vue
des votations allait motiver. La campagne a été rapidement relayée par le Conseil
fédéral qui a tenu à afficher une position homogène en faveur des accords. En sa
qualité de président, Adolf Ogi fut le premier à monter au front et cerner les grandes
lignes d’argumentation du gouvernement, principalement pour fustiger les risques
d’amalgame entre une ratification des bilatérales et une adhésion à l’UE. Cette prise de
position a été suivie d’une offensive massive du Conseil fédéral, dont quatre de ses
membres – Moritz Leuenberger, Ruth Dreifuss, Joseph Deiss et Pascal Couchepin – ont
exposé au coude à coude les vues gouvernementales. Le nombre exceptionnel de
ministres fut légitimé par l’importance de l’enjeu aux yeux du Conseil fédéral et par le
fait que les accords touchaient quatre départements fédéraux. 21
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Le Conseil fédéral a suivi avec intérêt la conférence européenne
intergouvernementale de Nice. A cette occasion, le président de la Confédération a
été invité à s’exprimer en tant que représentant d’un pays «membre désigné de la
conférence européenne», sans poids institutionnel. Au terme de la rencontre, Joseph
Deiss s’est joint à Adolf Ogi pour apprécier les bonnes dispositions adoptées par l’UE
vis-à-vis des petits pays dont les intérêts ont été pris en considération: le maintien de
la règle de l’unanimité, en matière de fiscalité et de sécurité sociale notamment, a été
soulevé. Déjà invitée à la réunion interministérielle de Sochaux quelques semaines plus
tôt, la Suisse, par la voix de Joseph Deiss, a rappelé que l’adhésion à l’UE était espérée
par le Conseil fédéral pour la législature 2003-2007. Devant les représentants des
Quinze et des douze pays candidats à l’UE, le chef du DFAE a vanté la bonne santé du
fédéralisme helvétique et mis en exergue les principes de subsidiarité et de légitimité
populaire, insistant à l’avance sur le maintien au niveau européen de la règle de
l’unanimité pour les questions essentielles, condition sine qua non à l’entrée de la
Suisse dans l’UE. 22

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 12.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

Die APK-SR hatte vor der Sommersession 2016 Stellung zur Motion Reimann (svp, SG)
mit dem Titel «EU-Beitrittsgesuch, Klarheit schaffen» genommen und nach
Stichentscheid des Präsidenten die Ablehnung ebenjener beantragt. Die Mehrheit der
Kommission hatte die Motion für überflüssig befunden, während eine Minderheit
Keller-Sutter (fdp, SG) gehofft hatte, durch die Annahme endlich Klarheit in der Sache
schaffen zu können. 
In der Beratung des Geschäfts während der Sommersession 2016 äusserte sich
Ständerätin Seydoux-Christe (cvp, JU) als Sprecherin der Kommissionsmehrheit und
bezeichnete den Inhalt der Motion als «unnötig», «bizarr» und «lächerlich». Die
Vertreterin der Kommissionsminderheit – Karin Keller-Sutter – wies darauf hin, dass
der Rückzug des Gesuchs aus Brüssel zwar keinen Vorteil, aber auch keinen Nachteil mit
sich bringe und man dennoch nachdrücklich einen Schlussstrich ziehen würde. Der
Ständerat tat es schliesslich dem Nationalrat gleich und nahm die Motion mit 27 zu 13
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 

Der Bundesrat beantragte im darauffolgenden Jahr die Abschreibung der Motion. Durch
ein offizielles Schreiben setzte Bundespräsident Johann Schneider-Ammann den EU-
Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker davon in Kenntnis, dass das Gesuch
gegenstandslos sei und als zurückgezogen angesehen werden müsse. Die EU nahm
davon Kenntnis, womit die Motion erfüllt worden war. National- und Ständerat
schrieben das Geschäft in der Sommersession 2017 ab. 23

MOTION
DATE: 12.06.2017
AMANDO AMMANN

Au mois de novembre 2017, le Président de la Commission européenne, Jean-Claude
Juncker, a été reçu à Berne par la Présidente de la Confédération Doris Leuthard, à
l'occasion d'une visite officielle. Mme Leuthard et M. Juncker ont évoqué avec
satisfaction les avancées constatées dans de nombreux domaines: signature d'un
accord relatif à l'Emissions Trading System (ETS), paraphe à Bruxelles de l'accord
permettant aux autorités de poursuite pénale suisses d’accéder aux données de la base
de données EURODAC, mise à jour de l'accord sur les entraves techniques au
commerce (ARM), progrès en ce qui concerne la coopération scientifique et technique
entre l’Office fédéral de la santé et l’Agence européenne des produits chimiques
(ECHA) ainsi que l’actualisation de l’accord sur les assurances, ouverture de
négociations concernant la coopération de la Suisse avec l’Agence ferroviaire
européenne (ERA) et assurance de sa participation à l’Agence du système global de
navigation par satellite européen (GSA). Le Président de la Commission européenne a
également pris connaissance de la volonté helvétique d'envisager le versement d'une
nouvelle contribution à la réduction des disparités économiques et sociales dans
certains pays membres de l’UE. Si la Suisse et l'union européenne ont toutes deux
renouvelé leur soutien à la voie bilatérale et appelé à la poursuite de relations solides et
stables, la Présidente de la Confédération n'en a pas moins fait part des attentes
helvétiques dans certains domaines de coopération, et ce notamment en ce qui
concerne l'avenir du règlement Dublin, l'accès direct des autorités suisses à la banque
de donnée EUROPOL, le fonctionnement de la coopération Schengen, la participation
de la Suisse au programme-cadre de l’UE «Europe Créative» et au programme Galileo,
la conclusion d'un accord dans le domaine de la santé publique, les reconnaissances
d'équivalence dans le domaine financier ou les obstacles au commerce entre la Suisse
et l'UE.
Au lendemain de cette rencontre au sommet, une majorité des titres de presse suisse
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AUDREY BOVEY

01.01.65 - 01.01.22 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



se réjouissait de l'amitié retrouvée entre Berne et Bruxelles, les deux entités étant enfin
parvenues à «surmonter les difficultés du passé» et les blocages politiques engendrés,
notamment, par le résultat de la votation du 9 février 2014 sur l'initiative «Contre
l'immigration de masse». 24

En novembre 2017, à l'occasion de la venue du président de la Commission européenne
Jean-Claude Juncker à Berne, Doris Leuthard, alors présidente de la Confédération,
confirmait devant la presse que la Suisse verserait bien un «nouveau milliard de
cohésion» à l'Union européenne. Il n'en fallait alors pas moins pour que les
commentateurs et commentatrices s'empressent d'annoncer un «réchauffement des
relations entre la Suisse et l'UE», du moins pour un temps.
Dans un tel contexte, le Conseil fédéral a publié, au mois de septembre 2018, son
message sur la deuxième contribution de la Suisse en faveur de certains Etats
membres de l'UE. Deux arrêtés fédéraux – un pour chacun des deux volets différenciés
composant cette deuxième contribution – sont ainsi soumis parallèlement à
l'approbation du Parlement. Le premier, intitulé «crédit-cadre pour la cohésion»,
prévoit l'allocation de 1'046.9 millions de francs pour la réduction des disparités
économiques et sociales au sein de l'UE-13 – soit les treize pays ayant intégré l'Union
européenne depuis 2004. Le deuxième arrêté fédéral, sous l'appellation de «crédit-
cadre pour la migration», envisage l'octroi de 190 millions aux Etats membres de l'UE
pour le financement de mesures à adopter dans le domaine de la migration. Dans son
message, l'exécutif national précise également que si cette deuxième contribution
s'inscrit bel et bien dans le cadre de la politique européenne de la Suisse, elle est
néanmoins décidée de «manière autonome». Elle ne présente en ce sens «aucun lien
direct» avec l'accord-institutionnel ou la reconnaissance de l'équivalence boursière. 
En novembre 2018, le Conseil des Etats a approuvé les deux arrêtés fédéraux relatifs à la
deuxième contribution en faveur de certains Etats membres de l'UE, mais uniquement à
condition que l'Union européenne n'adopte aucune mesure discriminatoire à son
encontre. La chambre haute a alors accepté (par 38 voix pour, 1 contre et 2 abstentions)
la proposition du sénateur Ruedi Noser (plr, ZH), modifiant le projet initialement
proposé par le Conseil fédéral. Tel que mentionné par Christian Levrat (ps, FR), la
proposition Noser «est une solution de compromis raisonnable [...] Elle se limite à
exiger un traitement non discriminatoire de la part de l'Union européenne, elle ne pose
pas d'exigence de réciprocité». Selon le conseiller fédéral Ignazio Cassis, la
contribution de la Suisse constitue un signal politique important pour le
développement des relations bilatérales. La première contribution avait en ce sens
permis d'améliorer la réputation de la Suisse auprès de ses partenaires européens. Le
principe général du versement d'une nouvelle contribution n'a d'ailleurs pas été
contesté par la chambre des cantons. Lors des votes sur l'ensemble, les crédits-cadres
pour la cohésion et pour la migration n'ont chacun récolté qu'une seule et unique voix
d'opposition, celle de Peter Föhn (udc, SZ). 25

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 29.11.2018
AUDREY BOVEY

Relations avec d'autres Etats

A l'occasion d'une visite officielle en Suisse, le chancelier autrichien Franz Vranitzky a
été accueilli par les conseillers fédéraux Kaspar Villiger, FlavioCotti, Jean-Pascal
Delamuraz et Adolf Ogi. Les discussions ont principalement porté sur les relations entre
la Suisse et l'Autriche après l'adhésion de cette dernière à l'Union européenne, sur
l'avancée des négociations bilatérales ainsi que sur le "Partenariat pour la paix de
l'OTAN". 26

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 18.01.1995
LIONEL EPERON

A l'occasion de sa première visite officielle en Suisse, le président sud-africain Nelson
Mandela s'est tout d'abord rendu à Zurich afin d'y rencontrer des représentants de
l'économie suisse auxquels il a lancé un appel en vue d'un accroissement des
investissements helvétiques dans son pays. Le dignitaire sud-africain s'est par la suite
déplacé à Berne où il a été reçu par les conseillers fédéraux Arnold Koller, Flavio Cotti,
Jean-Pascal Delamuraz et Adolf Ogi. Les discussions ont alors principalement porté sur
l'intensification des relations entre les deux pays ainsi que sur l'interdiction des mines
antipersonnel. Le président Mandela a finalement achevé sa visite de quatre jours en
Suisse en se rendant à Lausanne pour y défendre la candidature de son pays aux Jeux
olympiques d'été de 2004. 27

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.09.1997
LIONEL EPERON
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Destinée à resserrer les relations de confiance entre Berne et Washington après plus
d'un an de turbulences diplomatiques provoquées par l'affaire des fonds en
déshérence et de l'or nazi, la visite dans la capitale helvétique de la secrétaire d'Etat
américaine, Madeleine Albright, a permis à cette dernière de saluer les efforts
entrepris par la Confédération pour faire la lumière sur ses rapports avec le IIIe Reich
durant la Seconde Guerre mondiale. L'émissaire de Washington a toutefois souhaité
que la Suisse poursuive son examen de conscience et en a appelé à une conclusion
rapide des travaux de la Commission Bergier. Après s'être entretenue avec les
conseillers fédéraux Flavio Cotti, Adolf Ogi et Kaspar Villiger, Mme Albright a par ailleurs
eu l'occasion de rencontrer le président de l'Autorité palestinienne, Yasser Arafat, avec
lequel elle a échangé des propos au sujet de la relance du processus de paix au Proche-
Orient. 28

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 17.11.1997
LIONEL EPERON

Premier secrétaire général de l'OTAN à effectuer une visite officielle en Suisse, Javier
Solana a rencontré à Berne les conseillers fédéraux Adolf Ogi et Flavio Cotti. Survenant
onze mois après l'adhésion de la Confédération au "Partenariat pour la paix" (PPP),
cette réunion a fourni l'occasion au dignitaire espagnol de saluer l'engagement de la
Suisse dans les projets de l'OTAN et de l'OSCE. De leur côté, MM. Ogi et Cotti ont fait
part de leur intention d'intensifier la participation helvétique au PPP. 29

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 27.11.1997
LIONEL EPERON

Le conseiller fédéral Adolf Ogi a effectué un voyage d’une semaine en Corée du Sud et
en Chine. Lors de son étape sud-coréenne, le ministre du DDPS a annoncé le maintien
des cinq militaires suisses engagés dans le cadre de la Commission des pays neutres
pour le contrôle de l’armistice avec la Corée du Nord. Il a également souligné qu’il
comptait sur le soutien des pays asiatiques pour la candidature de Sion aux JO 2006.
Critiqué à son retour pour son silence en Chine sur le sujet des droits de l’homme,
Adolf Ogi a expliqué que ses interlocuteurs n’étaient pas directement concernés par le
sujet. Le ministre de l’économie Pascal Couchepin lui a succédé quelques mois plus
tard sur ce continent. Accompagné d’une délégation commerciale, il a notamment
tenté de rassurer les dirigeants thaïlandais sur la présence des investisseurs suisses en
Asie. 30

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 20.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Président de la Pologne Aleksander Kwasniewski est resté deux jours en Suisse pour
une visite de travail. Il s’est entretenu avec une délégation du Conseil fédéral (Flavio
Cotti, Pascal Couchepin et Adolf Ogi) des relations bilatérales entre les deux pays, de
l’intégration européenne et de la sécurité en Europe. Une autre visite de travail a réuni
à la fin de l’année le Premier Ministre luxembourgeois Jean-Claude Juncker et les
conseillers fédéraux Cotti, Villiger, Couchepin et Ogi. Il a notamment été question de la
défense du secret bancaire face à l’Europe et de la concurrence fiscale. 31

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 10.11.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Flavio Cotti s’est également rendu en Russie où il a tout d’abord rencontré des
membres du gouvernement puis le Président Boris Eltsine. Il y a offert les bons offices
de la Suisse dans le règlement de la crise irakienne. Un accord de coopération
technique a aussi été signé à l’issue d’un entretien avec le premier ministre Evgueni
Primakov. Le conseiller fédéral Adolf Ogi avait déjà effectué un voyage en Russie en
début d’année. 32

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 08.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Adolf Ogi a reçu successivement à Berne les ministres de la défense de la Suède, Björn
von Sydow, de la Grande-Bretagne, George Robertson et de l’Allemagne, Rudolf
Scharping. Il a notamment beaucoup été question du Kosovo et de l’acquisition d’un
nouveau char par la Suisse. En septembre, le chef du DDPS a accueilli son homologue
espagnol Eduardo Serra Rexach et l’a remercié à cette occasion d’avoir mis à
disposition de la Suisse un avion de transport pendant la guerre au Kosovo. 33

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 14.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Le Conseil fédéral a publié un communiqué à l’attention du gouvernement autrichien,
suite à l’entrée du parti FPÖ au sein de ce dernier. Laconique quant aux sanctions
politiques qui se sont abattues sur l’Autriche de la part de l’UE, le communiqué exprime
surtout « la confiance » de Berne vis-à-vis de Vienne, que le Conseil fédéral entend
juger sur ses actes et non sur des intentions supposées. Rappelant que le
gouvernement suisse «rejette avec la plus grande fermeté toute attitude caractérisée
par l’intolérance et la xénophobie», il entend conserver de bonnes relations avec
l’Autriche. Preuve de cet engagement, le gouvernement a reçu quelques semaines plus
tard la visite du chancelier autrichien Wolfgang Schüssel. Celui-ci a été accueilli par
Adolf Ogi, Pascal Couchepin et Joseph Deiss qui se sont entretenus avec lui des
relations bilatérales entre Berne et Vienne, de la collaboration au sein de l’OSCE et de
l’entrée du FPÖ dans le gouvernement autrichien. 34

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 21.03.2000
FRANÇOIS BARRAS

En visite à Londres, le président de la Confédération s’est longuement entretenu avec
le premier ministre britannique Tony Blair. Les discussions ont porté sur une
ratification rapide des accords bilatéraux et sur la fin des mesures administratives
contraignantes envers les citoyens et les entreprises suisses aux douanes anglaises,
forcés de suivre les longs contrôles réservés aux non membres de l’UE. Le premier
ministre britannique a intercédé favorablement aux demandes d’Adolf Ogi. 35

AUTRE
DATE: 18.07.2000
FRANÇOIS BARRAS

La conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son côté, effectué également
beaucoup de visites à l’étranger. Elle a débuté l’année sous revue par une visite à
Dublin, où elle a rencontré son homologue irlandais Brian Cowen. Ce voyage s’inscrivait
dans la traditionnelle visite à la nouvelle présidence de l’UE, où la Suisse va à chaque
fois solliciter un soutien pour l’avancement des négociations bilatérales. Ces dernières
étant au point mort en début d’année, la rencontre a été l’occasion pour la ministre des
affaires étrangères d’expliquer la position de la Suisse. Toujours pour défendre la
position de la Suisse dans les négociations bilatérales avec l’UE, la conseillère fédérale
s’est rendue à Bruxelles au début du mois de février. Elle y a rencontré le président de
la commission européenne Romano Prodi et le commissaire chargé des Relations
extérieures Chris Patten. C’est par une halte à Pretoria (Afrique du Sud) que la cheffe
du DFAE a entamé sa tournée en Afrique. Elle y a inauguré la nouvelle ambassade de
Suisse. Après avoir visité les programmes d’aide au développement au Mozambique et
rencontré le président Joaquim Chissano, la conseillère fédérale a effectué une visite
officielle en Egypte, où elle a rencontré son homologue égyptien. L’Initiative de Genève
et le processus de paix au Proche-Orient ont occupé une grande place dans les
discussions. Lors d’une visite au Luxembourg, Micheline Calmy-Rey s’est entretenue
avec son homologue luxembourgeois, ainsi que le premier ministre Jean-Claude
Juncker et le ministre du Trésor et du Budget. Il s’agissait d’une nouvelle entrevue dans
le cadre des négociations bilatérales avec l’UE. C’est encore cette dernière question
qui a présidé à sa visite à Bruxelles et à Paris pour rencontrer ses homologues belge et
français. Elle s’est ensuite rendue à Bamako (Mali), où elle a participé à la rencontre du
« Réseau Sécurité Humaine ». La Suisse y concentre entre autres son action sur le
développement du droit international humanitaire et des droits de l’homme. Au mois
de juin, la conseillère fédérale a effectué une visite de quatre jours au Soudan. Elle a
tout d’abord visité les camps de réfugiés au Darfour, région de l’ouest du pays en proie
à une violente guerre civile, et a ensuite rencontré le président Bashir et des
représentants du gouvernement soudanais à Khartoum. Les discussions ont porté sur le
conflit au Darfour et sur la situation humanitaire dramatique dans cette région. Elle a
ensuite rencontré les chefs tribaux du Sud-Soudan, dont le chef du principal
mouvement rebelle. Au mois d’août, Micheline Calmy-Rey s’est rendue à La Haye, aux
Pays-Bas, pour une visite de travail à la présidence de l’UE. Elle y a notamment
rencontré son homologue néerlandais pour évoquer la contribution de la Suisse à la
cohésion des nouveaux pays membres de l’UE. En marge de l’Assemblée générale de
l’ONU au mois de septembre à New York, la cheffe du DFAE a rencontré le secrétaire
d’Etat américain Colin Powell. Les discussions ont porté sur le dossier du Proche-
Orient et sur les réformes au sein de l’ONU. La conseillère fédérale lui a notamment
rappelé la proposition de la Suisse de créer un Conseil des droits de l’homme. Première
membre du gouvernement à se rendre au Sri Lanka, Micheline Calmy-Rey y a effectué
une visite au début du mois d’octobre. Les questions migratoires, la politique d’aide au
développement et la promotion de la paix en Asie ont été abordées avec la présidente
et le premier ministre du pays, de même que les membres de l’opposition. Elle a offert
le soutien de la Suisse dans les domaines du fédéralisme, de l’aide humanitaire et du
déminage. En fin d’année, la conseillère fédérale s’est tout d’abord rendue aux

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2004
ELIE BURGOS
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obsèques officielles du Président de l’Autorité palestinienne Yasser Arafat au Caire. Elle
a ensuite effectué une visite à Moscou, où elle a rencontré son homologue russe. Cette
visite s’est déroulée sur fond de contentieux entre les deux pays, dus notamment aux
suites de la catastrophe aérienne d’Überlingen et aux comptes suisses du groupe
pétrolier russe Yukos. Les discussions ont porté sur les questions de crime organisé, de
blanchiment d’argent et de terrorisme, ainsi que sur le cas de la Tchétchénie. 36

Sur invitation du Luxembourg, le conseiller fédéral Hans-Rudolf Merz a rencontré le
premier ministre Jean-Claude Juncker et le ministre de la justice, du trésor et du
budget Luc Frieden pour une visite de travail. Le chef du DFF a également rencontré à
la mi-septembre le chancelier de l’Echiquier Alistair Darling à Londres. Les discussions
ont notamment porté sur la réglementation des marchés financiers. 37

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2008
ELIE BURGOS

Armée

Armée et société

Le premier centre de sports de l’armée a été inauguré à Andermatt par Adolf Ogi.
Orienté d’abord vers les sports d’hiver, ce centre sera destiné aux sportifs militaires,
mais également aux sociétés sportives civiles. 38

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 01.07.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Adolf Ogi a inauguré à la fin de l’année le Centre d’instruction de l’armée à Lucerne.
Cette nouvelle structure centralisée devrait former chaque années 2'000 officiers et
90 instructeurs. Ce centre sera également ouvert aux cadres civils. 39

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 11.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

En mars, les Genevois ont dû se prononcer sur l’initiative populaire «Genève,
République de paix». Celle-ci, lancée en 1996 par le Groupe pour une Suisse sans
Armée (GSSA), avait pour enjeu, dans les termes du texte, de doter explicitement
Genève d’une «véritable culture de paix, visant le désarmement global, la coopération
et la solidarité entre les peuples». L’initiative a été vivement critiquée, au niveau
cantonal et national, par tous les partis bourgeois et les milieux proches de l’armée.
Principal grief des opposants: elle aurait heurté de plein fouet la solidarité confédérale.
De plus, sous le couvert de termes généreux, elle n’aurait représenté qu’une attaque
déguisée contre l’institution militaire et aurait servi les buts politiques du GSSA: une
meilleure information sur le service civil ou l’encouragement à la réduction des
dépenses militaires préconisées par le texte auraient ainsi orienté la Constitution
cantonale dans ce sens. De plus, l’initiative a dû affronter un véritable feu nourri de la
part des associations traditionnelles et patriotiques de Vieux-Grenadiers, de fanfares
militaires ou de sociétés de tir, dont les activités publiques auraient été remises en
cause dans l’éventualité d’un vote positif. Ces oppositions ont grandement alimenté le
débat politique et social dans un rayon dépassant souvent l’arc lémanique: Adolf Ogi, en
visite à Genève, s’est ainsi exprimé personnellement sur la question, menaçant à mots
couverts de remettre en question l’établissement dans le canton du Centre pour le
contrôle démocratique des forces armées. Cette intervention a été vivement critiquée
par les initiants qui y ont vu une ingérence fédérale dans des affaires de compétence
cantonale, contraignant le chef du Département de la défense à relativiser ses propos.
Ce débat très passionnel s’est soldé au dépouillement des urnes par un net refus
populaire avec 62.4% de non, malgré le soutien du parti socialiste et de la majorité du
Grand Conseil genevois à l’initiative. 40

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 12.03.2000
FRANÇOIS BARRAS

Adolf Ogi a lancé l’idée d’un secrétariat d’Etat à la sécurité issu de la séparation entre
l’état-major général et le service de renseignement stratégique (SRS) dès le 1er janvier
2001. Ce dernier deviendra un organe civil et sera incorporé à titre provisoire au
secrétariat général du DDPS. Le ministre de la Défense a souhaité à moyen terme la
création d’un secrétariat à la sécurité, avec à sa tête un «ministre délégué» qui
coifferait, outre le SRS, la section de la Politique de sécurité et de défense, la centrale
d’alarme de Zurich, voire aussi la division presse et radio et les trois centres politico-
militaires installés à Genève. Cette mesure aurait pour effet de sortir le SRS du giron
militaire à la structure verticale, dont le fonctionnement strictement hiérarchique avait
entraîné la chute du chef du SRS, le divisionnaire Peter Regli, lors de l’affaire Bellasi. 41

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 07.09.2000
FRANÇOIS BARRAS
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Activités internationales

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Rochat (pl, VD) qui prie le Conseil fédéral
d’étudier la possibilité d’une collaboration avec la Russie concernant la destruction de
ses importants stocks d’armes chimiques. Le conseiller fédéral Adolf Ogi a néanmoins
rappelé que si la Suisse avait des compétences certaines en matière de destruction des
armes chimiques, cette technologie était connue et que la Fédération de Russie était
avant tout intéressée à un soutien financier. 42

POSTULAT
DATE: 16.03.1998
FRANÇOIS HUGUENET

L’un des objectifs 1998 du Conseil fédéral en matière de politique de sécurité a été la
consolidation de la participation de la Suisse au Partenariat pour la paix (PPP) de
l’OTANOTAN. Le gouvernement a d’ailleurs donné son feu vert pour une participation au
PPP jusqu’en l’an 2000 au moins. Limitée de par la neutralité, la coopération y est
toutefois effective en matière de formation sur le plan international, de droit
international humanitaire, de contrôle des armements, de contrôle démocratique des
forces armées, d’aide en cas de catastrophe et d’amélioration des données relatives à
la politique de sécurité dans le cadre du PPP. La Suisse a ainsi accueilli à Interlaken un
séminaire sur l’aide humanitaire auquel ont participé le PPP et le bureau pour la
coordination des affaires humanitaires de l’ONU. Dans l’optique de contribuer
activement au maintien de la paix, de la sécurité et de la stabilité en Europe, le Conseil
fédéral a également défini comme objectif d’utiliser le forum de consultation du
Conseil de Partenariat Euro-Atlantique (CPEA) ou la Suisse jouit d’un statut équivalent
aux 16 membres de l’OTAN. Au début de l’année, la Confédération a notamment ouvert
une mission diplomatique auprès de l’alliance Atlantique, ceci par l’intermédiaire de
son ambassade en Belgique. Toutefois, Adolf Ogi a précisé que l’adhésion à l’OTAN
n’était pour lui pas d’actualité, ceci tant que l’Autriche resterait en dehors de l’Alliance
atlantique. 43

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 15.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Soixante-cinq cadets de l’armée russe ont participé en compagnie de recrues suisses
à la marche commémorative du 200e anniversaire de la traversée des Alpes par le
Maréchal russe Alexandre Souvorov. Cette visite des cadets de l’Académie Souvorov a
été organisée lors d’une visite officielle d’Adolf Ogi en Russie au printemps. En 1799,
21'000 soldats russes avaient tenté de chasser les troupes françaises du territoire
helvétique. Six mille d’entre eux avaient perdu la vie et l’armée russe s’était finalement
retirée à travers les Alpes affamée et épuisée. 44

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 15.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Concernant l’armement des troupes suisses engagées à l’étranger, le Conseil des Etats
a transmis un postulat Seiler (udc, SH) (Po. 98.3360) qui prie le Conseil fédéral
d’examiner la possibilité de confier des armes aux personnes participant à des
opérations de maintien de la paix, ceci afin d’assurer leur propre protection. Au Conseil
national, une motion allant dans le même sens a été déposée par la démocrate-
chrétienne Ruth Grossenbacher (SO) (Mo. 98.3304), mais la discussion y a été
renvoyée. A plusieurs reprises, le chef du DDPS Adolf Ogi s’est prononcé publiquement
pour une telles mesure, estimant qu’il en allait de la dignité de la Confédération de ne
pas faire protéger les soldats suisses engagés en dehors du territoire par des troupes
étrangères. 45

POSTULAT
DATE: 09.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Adolf Ogi a effectué une visite d’un jour à Madrid où il a rencontré son homologue
espagnol. Lors de cette visite, les deux pays ont décidé d’étendre leur coopération
bilatérale au domaine militaire. La Suisse devrait notamment acheter 1'200 camions
fabriqués en Espagne pour CHF 400 millions. 46

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 13.03.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Après avoir essuyé deux refus des ses pairs concernant la participation de la Suisse à
une force multinationale armée de maintien de la paix au Kosovo et à la construction
d’infrastructures humanitaires (notamment camp de réfugiés) à la frontière de la
province, le Conseiller fédéral Adolf Ogi a présenté un projet de révision partielle de la
loi sur l’armée et l’administration fédérale donnant notamment au gouvernement la
compétence de décider de l’armement des troupes envoyées à l’étranger. Le point
central de cette révision consiste à supprimer à l’article 66 la mention « Le Conseil
fédéral peut autoriser certaines personnes à faire usage de leurs armes pour assurer

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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leur propre protection » et à la remplacer par « Le Conseil fédéral décide dans chaque
cas de l’armement et des autres mesures nécessaires à la protection des personnes et
des troupes envoyées ainsi qu’à l’exécution de la mission ». Les deux autres
modifications projetées par cette révision sont la création de deux articles : l’un relatif
aux conventions sur l’instruction à l’étranger ou avec des troupes étrangères et l’autre
sur le statut des militaires suisses à l’étranger et des militaires étrangers en Suisse. 47

Alors que le conflit battait son plein au Kosovo, le Conseil fédéral avait déjà décidé
d’envoyer en Albanie trois hélicoptères de l’armée « Super Puma » pour des missions
d’évacuation de réfugiés et de transport de matériel humanitaire. Une quarantaine de
militaires, dont des gardes-fortifications armés, ont accompagné les trois appareils
pour assurer leur maintenance et la logistique. Baptisée « Alba », cette mission a été
accomplie dans le cadre des activités du PPP (Partenariat pour la paix). Adolf Ogi s’est
rendu en avril en Albanie pour se rendre compte de la situation sur place. En
complément des trois hélicoptères, un avion de transport a été loué à l’armée
espagnole afin de pouvoir acheminer vivres et matériel à Tirana. Bien qu’au début de
l’été le Conseil fédéral a annoncé qu’il prolongeait cette opération jusqu’à la fin janvier
2000, les trois hélicoptères ont finalement été rapatriés en Suisse au mois d’août, le
centre de gravité de l’aide internationale s’étant déplacé vers le Kosovo. Au total,
l’opération « Alba » a duré 116 jours durant lesquels 5'194 personnes ont été évacuées
des camps de réfugiés, alors que 878 tonnes de matériel y ont été acheminées. Par
ailleurs, la Suisse a décidé de prolonger son aide au déminage de la Bosnie jusqu’à la fin
du mois de mai 2000. Six gardes-fortifications effectuent cette tâche sous mandat du
Haut-Commissariat de l’ONU pour les réfugiés et de l’Union européenne. 48

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 16.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

En réponse à une demande de l’OTAN (Organisation du Traité de l’Atlantique Nord), la
Suisse a pris la décision de participer à une troupe de maintien de la paix au Kosovo en
envoyant sur place 160 militaires au maximum (gardes-fortifications, instructeurs et
miliciens volontaires) dès le mois de septembre. Les participants ont reçu une
formation de trois semaines avant d’être envoyés sur place. La majorité des soldats
suisses ne pouvant légalement pas être armés, c’est un bataillon autrichien, lui-même
incorporé dans la brigade allemande chargée de contrôler le secteur sud-ouest du
Kosovo, qui a été chargé de leur sécurité. Prévu jusqu’à la fin de l’année 2000, cet
engagement de la Swiss Company (SWISSCOY) consiste notamment en des tâches de
transport, de génie, de remise en état de réseaux d’eau potable et de la mise en place
et de la direction d’un centre de soins. Le Conseil fédéral a en outre déclaré que
contrairement aux pays de l’OTAN engagés dans la Kosovo Force (KFOR) qui ont pour
tâche l’imposition de la paix, la Suisse se refusera – tout comme les Autrichiens – à
prendre part à des actions d’imposition de la paix en contradiction avec la neutralité.
En plus de cette mesure, le gouvernement a décidé d’une part d’augmenter son aide
humanitaire et d’autre part, de mettre à disposition CHF 10 millions et 70 personnes
(dont sept policiers non-armés) pour la mise en place d’institutions démocratiques et
judiciaires et pour le déminage, ceci en collaboration avec l’ONU, l’OSCE et le Centre
de déminage humanitaire de Genève. Pour la première fois, quatre policiers suisses
professionnels armés ont été envoyés à l’étranger. Attachés à la Brigade sud
multinationale au Kosovo, ils ont été incorporés dans une compagnie de gendarmes
allemands, tout en restant sous le commandement de la SWISSCOY. Adolf Ogi s’est
rendu au mois de novembre sur place et s’est dit impressionné par le travail accompli
par la compagnie suisse. 49

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 30.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le traité d’Ottawa interdisant les mines antipersonnelles est entré en vigueur au mois
de mars. Ce texte a été signé par 132 pays et déjà ratifié par 65, dont la Suisse. Il
prohibe l’emploi, le stockage, la production et le transfert de ces armes. Le Conseil
national a transmis un postulat Meyer (ps, BL) (Po. 97.3579) invitant le Conseil fédéral à
examiner une mise en service accélérée et l’élargissement des activités du nouveau
Centre international de déminage humanitaire (CIDH). Cosigné par 45 députés, ce texte
insiste sur la nécessité de ne pas soutenir uniquement le travail des Nations Unies dans
le domaine du déminage humanitaire, mais également de favoriser l’application rapide
de la Convention d’Ottawa et de participer au travail concret sur le terrain. Dès le début
de l’année 2000, le président du CICR, Cornelio Sommaruga, remplacera l’ancien
Conseiller fédéral René Felber à la tête du CIDH. Adolf Ogi a inauguré en octobre les
nouveaux locaux du Centre de politique de sécurité (CPS) et du centre international de
déminage humanitaire (CIDH). 50

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Adolf Ogi a effectué une visite à Washington où il a été reçu par son homologue, le
secrétaire américain à la Défense William Cohen. Les discussions ont abordé
principalement l’éventuel achat d’une dizaine de F/A 18 d’occasion en remplacement
des anciens Mirage suisses, la situation au Monténégro ainsi que la création du Centre
pour le contrôle démocratique des forces armées, dont les Etats-Unis ont accepté de
se constituer membres fondateurs et auquel ils vont adjoindre des délégués. 51

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 19.07.2000
FRANÇOIS BARRAS

La Suisse a mis fin à l’engagement de ses bérets jaunes en Bosnie-Herzégovine. Depuis
1996, plus de 500 volontaires se sont succédés sur le théâtre des opérations, dans le
cadre d’une mission de maintien de la paix orchestrée par l’OSCE. Adolf Ogi a tiré un
bilan positif de l’opération. Il a indiqué que le dernier contingent de 46 soldats (dont 5
femmes) encore en poste sur le terrain devrait être rentré avant la fin de l’année. La
Suisse s’est engagé financièrement à hauteur de CHF 10 millions par année dans cette
mission de coopération. 52

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 02.11.2000
FRANÇOIS BARRAS

Organisation militaire

Devant la Commission de sécurité du Conseil national, Adolf Ogi a mentionné comme
domaine d’économies prioritaire les bâtiments militaires. L’armée suisse possède un
peu moins de 30'000 objets immobiliers. Le Conseil national a transmis un postulat de
la Commission de la politique de sécurité qui invite le Conseil fédéral à présenter à la
fin de chaque année un rapport concernant le taux d’occupation des cantonnements,
des installations d’instruction et autres installations militaires. Le gouvernement devra y
décrire les implications qu’à la planification continue en prévision de l’«armée XXI». 53

POSTULAT
DATE: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Au mois d’avril, la table ronde organisée par le conseiller fédéral Kaspar Villiger dans le
but d’assainir les finances de la Confédération a imposé au DDPS des économies de
CHF 1.1 milliard à réaliser en trois ans. Cette diminution du budget militaire représente
environ un quart des économies qui seront effectuées au total et équivaut à une coupe
de 4% par année sur la base du budget 1997. En contrepartie, l’armée a obtenu de
disposer d’un plafond de dépenses de CHF 12.9 milliards, pour ces trois années de
vaches maigres, qui ne soit pas totalement soumis au parlement. Dans les limites de
cette somme maximale, le DDPS peut ainsi librement transférer des crédits ou des
soldes de crédit d’un secteur à l’autre et d’une année à l’autre, les dépenses militaires
restant toutefois soumis à l’approbation du législatif. Afin toutefois de ne pas pénaliser
démesurément les entreprises helvétiques, le DDPS et l’administration des finances ont
tenté d’éviter de procéder à des coupes trop importantes dans les commandes de
matériels ou de systèmes conçus par des sociétés suisses. Autres mesures
compensatoires: les mises à la retraite anticipée et les frais sociaux engendrés seront
pris en charge par la caisse générale et pas par le budget de l’armée. Ces réductions ne
doivent pas avoir d’incidence sur la réalisation de la nouvelle défense nationale. La
diminution du budget pour la défense a suscité des réactions très vives de la part du
groupe de travail pour une armée de milice efficace et assurant la paix (AWM). Composé
de politiciens conservateurs et de représentants de l’industrie concernée, ce groupe a
notamment regretté que Adolf Ogi n’ait pas insisté pour participer à la table ronde,
même s’il ne faisait pas partie de la délégation des finances du Conseil fédéral. Le chef
du DDPS a ainsi essuyé plusieurs critiques quant à son manque d’engagement apparent
pour l’armée, comparé à l’activité déployée dans sa fonction de ministre des sports. La
Société Suisse des Officiers (SSO) a également pris position contre le paquet financier
proposé par la table ronde. Quant à la Société d’études militaires, qui regroupe une
cinquantaine d’officiers de milice de l’état-major général, elle a estimé que c’était une
erreur de déterminer la politique de sécurité sur la seule base de l’état des finances
fédérales. 54

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.08.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Depuis le premier janvier, le DMF a cédé sa place à une nouvelle structure, le DDPS
(Département de la défense, de la protection de la population et des sports) et possède
un nouveau chef de l’Etat-Major général, le commandant de corps Hans-Ulrich
Scherrer. Devant un millier de collaborateurs à Zurich, ce dernier a exprimé son
attachement à l’armée de milice et s’est opposé à toute solution luxueuse en matière
d’armement. Il s’est également prononcé pour une application souple du principe de
neutralité. Par ailleurs, le chef du DDPS Adolf Ogi a dévoilé les grandes lignes du rapport
sur la politique de sécurité qui ont été arrêtées par le Conseil fédéral. Ce rapport, qui

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 15.09.1998
FRANÇOIS HUGUENET
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s’inspire principalement du travail de la Commission Brunner et des réactions qu’il a
suscité, devrait être rendu public en 1999. Les points forts seront un renforcement de
la coopération internationale, l’armement des soldats suisses à l’étranger et une
politique de neutralité souple et pragmatique. Le concept d’une armée de milice serait
maintenu. 55

La Commission de gestion du Conseil national a demandé au chef du DDPS Adolf Ogi de
l’informer au sujet de la présence d’extrémistes de droite au sein de l’armée. Le point
de départ de cette interrogation a été la publication dans la presse de l’affaire d’un
premier lieutenant qui entretenait par Internet des contacts avec des groupes
néonazis. Pour ce faire, une enquête a notamment été menée auprès de 58 écoles
militaires (école de recrues, de sous-officiers et d’officiers) en 1998 et il a été procédé
à une analyse de l’examen pédagogique des recrues de 1997. Il apparaît que
l’extrémisme de droite comme de gauche n’a pas de réelle importance quantitative
dans les écoles militaires, si ce n’est dans des proportions similaires à ce que l’on
trouve dans la population. Environ 3% des recrues de 1997 peuvent être considérés
comme extrémistes. Dans les écoles, les cas de manifestations extrémistes survenant
sporadiquement sont pour l’essentiel de droite, marquées par une xénophobie latente.
Le rapport remis au chef du DDPS considère que le risque de voir accéder des
extrémistes de droite à des positions de cadres dans l’armée est faible et qu’il n’y a pas
d’augmentation de ce phénomène parmi les jeunes militaires. Par ailleurs, le système
de milice et les brèves périodes de service n’offriraient pas des conditions idéales à
l’éclosion de telles idées. Un autre incident de type raciste a encore défrayé la
chronique à la fin de l’année. Un commandant de compagnie par intérim a dirigé un
exercice où il s’agissait d’empêcher des Albanais du Kosovo d’entrer sur territoire
suisse, lui même se faisant appeler Milosevic. 56

RAPPORT
DATE: 05.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Répondant à une interpellation urgente Danioth (pdc, UR), le conseiller fédéral Adolf
Ogi a apporté quelques précisions concernant l’entrée en vigueur d’une ordonnance
sur la réorganisation du Corps des gardes-fortifications. Trois principes de base
devraient à l’avenir diriger les activités de ce corps: la sécurité à un niveau national et
international, l’entretien et l’exploitation des infrastructures civiles et militaires et le
soutien à l’instruction. Cette réorganisation est notamment dictée par l’augmentation
des engagements des gardes-fortifications dans le domaine de la sécurité et par la
réduction du nombre d’ouvrages de 22'000 à 8'000. 57

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 04.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Immédiatement après l’acceptation par la chambre du peuple de RAPOLSEC 2000, le
chef du DDPS Adolf Ogi a dressé les grandes lignes de réforme de la future « Armée
XXI ». La durée de l’école de recrues devrait être portée à six mois au lieu de quatre,
mais le nombre de jours de service à effectuer restera identique. Cela signifie que le
nombre de cours de répétition diminuera à six et retrouvera un rythme annuel. Les
soldats achèveront donc leurs obligations militaires autour de 30 ans. A cette
innovation, il sera ajouté la possibilité d’effectuer son service en un seul bloc de dix
mois (six de formation et quatre à l’étranger ou en Suisse dans le cadre de missions
effectuées par l’armée de façon subsidiaire). Les tâches d’instruction et de conduite
seront séparées. A l’avenir l’armée comptera donc des soldats contractuels, des soldats
« service long », des professionnels (gardes-fortifications et instructeurs) et des
militaires effectuant leurs cours de répétition. 58

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Une commission du Conseil des Etats a demandé sous la forme d’une motion que le
gouvernement maintienne le niveau des dépenses des secteurs de l’armée et de la
protection de la population tel qu'il a été fixé dans le plan financier sous revue. Cette
perspective devrait rester en vigueur jusqu'à une décision définitive sur la structure
d’«Armée XXI» et sur l'avenir de la protection civile. Après ratification de la motion par
le Conseil fédéral, celle-ci a été accepté par les deux Chambres. Toutefois, le
Département des finances a élevé la voix pour demander à Adolf Ogi d’envisager des
économies en termes de frais administratifs au sein du DDPS. La quote-part des
dépenses d’exploitation serait ainsi passé de 47% en 1990 à 60% dix ans plus tard. Le
Département de la défense a rétorqué en retour avoir réduit de 8211 postes son
personnel sur la même période, remplissant ainsi un objectif important d’Armée 95.
Ces chiffres ont été immédiatement contestés par Kaspar Villiger qui a rappelé que

MOTION
DATE: 03.10.2000
FRANÇOIS BARRAS
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cette réduction touche essentiellement le personnel des entreprises d’armement
nouvellement privatisées, ne portant qu’à 4'459 le nombre d’emplois supprimés. Sur ce
chiffre, plus de la moitié (2'321 postes) représentent des suppressions d’emploi
réalisées dans ces mêmes entreprises d’armement, avant leur privatisation. Avec 81
instructeurs et 167 maîtres spécialisés de plus qu’en 1990 – alors que les jours de
service ont entre temps diminués de moitié – l’administration militaire demeure
encore trop fournie aux yeux du DFF. Par ailleurs, le calcul des dépenses de la troupe
pour l’exercice 1999 (logement, nourriture, solde, transport) s’est élevé à CHF 211.7
millions, soit une hausse de 10% par rapport à l’année précédente. Près de 225'000
Suisses ont effectué leurs obligations militaires, ce qui représente plus de 6.5 millions
de jours de service, dont 300'000 consacrés à l’encadrement de réfugiés ou à la
surveillance des missions diplomatiques. 59

L’année a été marquée par la bataille des chiffres d’«Armée XXI», qui ont donné lieu à
nombre de spéculations aussi bien sous la Coupole que dans les débats publics.
Principal objet de querelle au sein du Conseil fédéral, la taille – et le budget relatif – de
la future armée ont été abondamment discutés. Le conflit entre les intérêts de
l’économie suisse et l’organisation militaire du pays fut largement cristallisée en une
opposition personnelle entre Pascal Couchepin et Adolf Ogi, au point que leur
controverse a fait l’objet d’une discussion lors d’une séance du Conseil fédéral, afin
que les différents entre ses membres ne s’expriment plus sur la place publique. Cette
«micro-crise» entre le domaine économique et militaire a rythmé l’élaboration finale
de la réforme, entre un ministre de l’Economie qui s’est maintes fois engagé en faveur
d’une armée réduite – moins de 120'000 hommes, sans réservistes – et un chef de la
Défense partisan d’une armée forte d’au moins 200'000 soldats. Les prises de position
de Kaspar Villiger et de diverses associations patronales en faveur d’un amaigrissement
des troupes, de leur budget et des contraintes militaires, ont été fréquentes. Dans le
camp des défenseurs d’une armée aux larges épaules, la Société suisse des officiers
(SSO) s’est prononcé pour un effectif de 180'000 hommes, dont 70'000 réservistes,
rejoignant les projections d’Adolf Ogi.
Celui-ci, pressé par ses collègues de donner des informations concrètes afin de couper
court aux spéculations de toutes sortes, a officialisé en juin les grandes lignes
d’«Armée XXI». Les effectifs en ressortent très amaigris: 119'000 soldats, avec une
réserve variable de zéro à 80'000 hommes. Si à première vue ces chiffres abondent
dans le sens de Pascal Couchepin et des ténors de l’économie helvétique, le nombre
des réservistes constitue une fourchette conséquente. Le budget militaire devrait
atteindre un plafond de CHF 4.3 milliards en 2003, date de sa mise en application. Ce
chiffre porterait à environ 10% la part des dépenses militaires dans le budget de la
Confédération, contre 35% en 1960. Après que le Conseil fédéral a donné son aval à la
fin de l’année, les derniers points ont été précisés: l’âge limite du service sera porté à
30 ans, le nombre de jours sous les drapeaux sera de 280 et l’école de recrue durera six
mois d’affilée. Elle devra être effectuée entre 18 et 22 ans. Les cours de répétition
seront au nombre de six, dureront chacun 19 jours et retrouveront le rythme annuel
d’avant 1995. La porte est plus que jamais ouverte à un «service long» d’une seule
traite, qui devrait occuper environ 4000 soldats par école de recrue. «Armée XXI»
s’articulera sur un système souple de «modules», avec pour noyau six à huit brigades
de combat. S’y ajouteront des formations logistiques et de soutien au combat, ainsi que
des forces aériennes opérationnelles. Les corps d’armée et les régiments disparaîtront.
Les quatre corps d’armée actuels, flanqués de l’état-major général, du commandement
des Forces terrestres et de celui des Forces aériennes, laisseront la place à deux
entités: l’armée de terre et l’armée de l’air. Le commandement sera assuré par un
triumvirat comprenant les chefs des Forces terrestres et aériennes ainsi que le chef de
l’état-major général. Fidèles à RAPOLSEC 2000, les objectifs de «Armée XXI» se
fixeront sur trois missions de base : défense, soutien à la paix et sauvegarde des
conditions d’existence (aide en cas de catastrophes, etc.). Si l’armée demeurera de
milice, la part des professionnels devrait s’élever jusqu’à 5000 ou 8000 soldats, contre
3600 actuellement. Le projet sera soumis à la consultation en janvier 2001, afin que le
Conseil fédéral livre son projet au parlement en juin suivant. D’ores et déjà, les
réactions partisanes à ces nouvelles directives ont divisé la sphère politique: trop cher
pour le PS, trop long pour le PRD, seuls le PDC et l’UDC abondent du bout des lèvres
dans le sens du DDPS. La Société suisse des officiers (SSO) a émis des réserves quant
aux références et aux objectifs de l’armée, fixés hâtivement selon elle. 60

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.12.2000
FRANÇOIS BARRAS
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Service civil et refus de servir

Le peuple s’est prononcé en novembre sur l’initiative populaire « Economiser dans
l’armée et la défense générale – pour d’avantage de paix et d’emplois d ‘avenir
(initiative en faveur d’une redistribution des dépenses)». Il l’a rejeté à 62.3% contre
37.7%, suivant ainsi les recommandations émises conjointement par le Conseil fédéral
et l’Assemblée fédérale. Cette initiative avait été déposée par le parti socialiste en 1997.
Elle avait pour but de réduire de moitié les dépenses militaires par rapport au compte
de 1987 et d’allouer les économies ainsi obtenues à la promotion d’une politique de
paix et à la reconversion civile des entreprises d’armement. Le Conseil des Etats a,
comme le Conseil national en 1999, suivi l’avis du gouvernement en acceptant son
arrêté défavorable à l’initiative (36 contre 6).
La campagne autour de l’initiative s’est cristallisée en un axe gauche-droite
traditionnel. Redistribution sociale des dépenses, promotion des droits de l’homme et
prévention des conflits devaient constituer les véritables enjeux de la votation selon les
arguments socialistes, écologistes et groupements syndicaux. Pour les cent-cinquante
parlementaires radicaux, libéraux, PDC et UDC réunis dans le comité «Non à une Suisse
sans sécurité», l’initiative était superflue, mal adaptée et sans considération pour les
importantes réductions budgétaires déjà réalisées, reprenant par ces arguments les
positions du Conseil fédéral. 
Au sein du gouvernement, Adolf Ogi s’est personnellement investi et a joué un rôle
prépondérant dans la campagne contre l’initiative socialiste. Selon lui, cette dernière
heurtait de front la réforme de l’armée. Ses prises de position furent au centre des
débats, constamment mises en exergue par les journalistes et abondamment
commentées. De l’avis des médias, le rejet de l’initiative constitua aussi bien un aval
populaire accordé à la politique de défense du conseiller fédéral qu’une victoire
personnelle pour Adolf Ogi. 
Deux mois avant la votation, la campagne a été animée par un postulat déposé par
Susanne Leutenegger (ps, BS) (Po. 99.3654) demandant que le Conseil fédéral évalue
périodiquement le coût de la défense nationale en termes de travail, de capital et de
biens fonciers, qu’il établisse périodiquement une comparaison internationale sur la
base de relevés ciblés et qu’il en publie les résultats. Le Département de la défense
avait par ailleurs déjà réalisé une telle étude, démontrant que les chiffres réels de
l’armée, si l’on prend en compte les coûts à la charge des cantons, des communes et de
l’économie, s’élèvent à CHF 9.3 milliards au lieu des 5 milliards traditionnellement
déclarés. Alors que, dans un souci de transparence motivée par la campagne en cours,
le Conseil fédéral s’est déclaré prêt à accepter le postulat, ce dernier a occasionné une
levée de boucliers massif de la part des partis bourgeois. La Chambre du peuple l’a
finalement rejeté par 77 voix (radicaux, démocrates-chrétiens, démocrates du centre)
contre 74 (socialistes, verts, libéraux). Alimentant la campagne, ce postulat a été
l’occasion pour les partisans de l’initiative socialiste de stigmatiser le caractère tabou
des chiffres de la défense dans le débat politique. 

Initiative populaire « Economiser dans l’armée et la défense générale – pour
d’avantage de paix et d’emplois d’avenir ». Votation du 26 novembre 2000.

Participation: 41,7% 
Oui: 723 047 (38,0%) / 4 cantons
Non: 1 198 923 (62,0%) / 16 6/2 cantons 

Mots d'ordre:
– Oui: PS, PEP (2*), PE, PdT ; USS.
– Non: PRD(1*), PDC, UDC, PL, PdL, Lega, DS, UDF ; Economiesuisse, USAM, USP.
– Liberté de vote: CSC.
* Recommandations différentes des partis cantonaux 

Le résultat des votations a fait apparaître un fossé important entre la Suisse alémanique
et le reste du pays. Alors que quatre cantons romands ont accepté l’initiative (Jura avec
62.6% de oui, Genève, Neuchâtel et Vaud), elle est rejetée par tous les cantons
alémaniques, avec un record de 80.3% de non à Uri. Au total, l’initiative a été acceptée
par 50.3% des voix dans l’ensemble des cantons romands et le Tessin, alors qu’elle n’a
recueilli que 33% des suffrages positifs outre-Sarine. 
Ce résultat indiquait toutefois que l’armée suisse avait conservé un prestige important
aux yeux de la population helvétique. Elle a fait apparaître des lignes de forces
inchangées depuis 1989, lorsque l’initiative populaire «Pour une Suisse sans armée»

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 26.11.2000
FRANÇOIS BARRAS
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avait été rejetée à 64.4% de non par les électeurs. En parallèle à cette votation, le
Conseil fédéral a proposé aux Chambres le rejet des deux initiatives déposées par le
GSSA en 1999. La première, intitulée «Pour une politique de sécurité crédible et une
Suisse sans armée», propose la disparition pure et simple de l’armée et la promotion
d’une politique active de paix sociale; le seconde, sous le titre «La solidarité crée la
sécurité: pour un service civil volontaire pour la paix (SCP)», représente le corollaire de
la première par la création d’un organisme civil de promotion de la paix. 61

Protection civile

Entouré de plusieurs conseillers d’Etat, Adolf Ogi a présenté sa conception de la future
Protection de la population (PP) appelée à remplacer la PC. Issu d’un groupe de travail
Confédération – cantons, ce document sera soumis à la consultation des cantons
jusqu’à la fin de l’année sous revue. La mise en place de la PP et d’ « Armée XXI »
devraient se dérouler simultanément. Le chef du DDPS à refusé de chiffrer la
diminution des effectifs qui aura lieu et le futur âge limite d’obligation de servir. Le
document propose d’instaurer le libre-choix entre l’armée et la PC, de renforcer les
missions purement civiles de cette dernière et de l’intégrer dans la protection de la
population avec les polices, les sapeurs-pompiers, les services sanitaires et les services
de sauvetage. Les cantons joueraient un rôle de premier plan et la Confédération un
rôle subsidiaire. 62

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Dans la foulée des restructurations d’«Armée XXI», Adolf Ogi a levé le voile sur le
nouvel aspect de la protection civile. Celle-ci passera dès 2003 d’environ 300'000 à
120'000 hommes, avec une responsabilité accrue de la part des cantons. Alors que le
débat avait parfois laissé présager de l’introduction du libre choix entre l’armée et la
protection civile, la priorité restera aux besoins de l’armée, l’obligation de servir
demeurant inscrite dans la Constitution. Le recrutement se fera conjointement pour
les deux: la protection civile pourra ainsi être effectuée dès 20 ans, et la limite d’âge
s’abaissera de 50 à 40 ans. 6000 personnes devront être trouvées chaque année pour
accomplir ce service, dans un nouveau réseau plus vaste de «protection de la
population» où les cantons joueront un rôle essentiel. Les gestions des catastrophes et
autres situations d’urgence devront être intégrées aux cahiers des charges des corps de
police et de sapeurs-pompiers cantonaux, et la Confédération jouera un rôle
subsidiaire. Sa participation financière pourrait ainsi se réduire à moins de CHF 100
millions par année. 63

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.05.2000
FRANÇOIS BARRAS

Finances publiques

Impôts indirects

Nachdem der Bundesrat im vergangenen Jahr dem Internationalen Olympischen
Komitee (IOK) die Mehrwertsteuer bis zum Inkrafttreten des Mehrwertsteuergesetzes
erlassen hatte, wurde er von zahlreichen Parlamentariern und von den Medien harsch
kritisiert. Vielfach wurde der Steuererlass mit der Kandidatur von Sion für die
Olympischen Winterspiele 2006 in Zusammenhang gebracht. Bundesrat Ogi wollte
diesen Vorwurf nicht so stehen lassen, der Entscheid des Bundesrates diene dazu, die
Attraktivität der Schweiz als Sitz für internationale Organisationen zu bewahren. Auch
die WAK-NR empfahl ihrer Kammer, den Beschluss gutzuheissen. Laut einer
Zusammenstellung des Finanzdepartementes existierten 1997 mit rund 50
internationalen Organisationen, darunter 21 UNO-Unterorganisationen und sieben
NGO's besondere Steuerabkommen resp. wurden Verhandlungen darüber geführt. 64

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.02.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Plan financier et mesures d'assainissement

Unmut über die Beschlüsse des runden Tisches herrschte im
Verteidigungsdepartement (VBS), das mit gut einem Viertel der Budgetreduktionen die
Hauptlast übernehmen musste. Hohe VBS-Beamte meldeten staatspolitische Bedenken
an, weil die Beschlüsse unter Abwesenheit ihres Departementsvorstehers Ogi gefällt
worden waren. Der Bundesrat kam dem VBS-Vorsteher und den protestierenden
Armeekreisen insofern entgegen, dass er versprach, das VBS-Budget bis 2001 nicht
weiter zu kürzen und dem Departement ein Globalbudget mit einem Kostendach von
CHF 12.9 Mrd. für die Jahre 1999 bis 2001 zur Verfügung zu stellen, womit dem VBS eine
grosse finanzielle Unabhängigkeit ermöglicht würde. Ferner sollten die Kosten des
Sozialplanes bei einem allfälligen Stellenabbau als Folge des Spardrucks dem
allgemeinen Budget angelastet und das VBS-Budget bei Übernahme neuer Aufgaben
entsprechend aufgestockt werden. Insgesamt übernahm der Bundesrat das gesamte,
mühsam ausgehandelte Sparprogramm im Wissen, dass ein Ausscheren in einzelnen
Punkten den gesamten Kompromiss gefährden würde. In der Folge beauftragte er das
Finanzdepartement, bis im Herbst eine entsprechende Botschaft auszuarbeiten. 65

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 22.06.1998
URS BEER

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Trafic aérien

Les services civils et militaires de sécurité aérienne ont constitué le conseil
d'administration de la nouvelle société qui a succédé à Swisscontrol. La nouvelle
société a été nommée Skyguide. Elle répondait à la volonté du Conseil fédéral de réunir
les contrôles aériens militaires et civils en une seule instance pour le 1er janvier 2001
dans le but d'améliorer l'utilisation de l'espace aérien suisse. Cette nouvelle structure
avait été décidée en août 1999 par les ministres concernés, Adolf Ogi et Moritz
Leuenberger. Elle faisait suite au rapport HELCO. La nouvelle société gérera la
navigation aérienne dans un espace unifié, tant pour l'aviation civile que pour les
Forces aériennes. 66

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 30.11.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Sport

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement für
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionär Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen für ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritäten erklärte er die
Förderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplätzen für den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat für ihn die Durchführung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement für den Sport – das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess – führe dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, für die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. 67

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.07.1998
MARIANNE BENTELI

Der Vorsitz des Vereins Olympische Winterspiele 2006 erfuhr im Berichtsjahr einen
einschneidenden Aderlass. Zuerst trat der über verschiedene Affären gestolperte PTT-
Direktor Jean-Noël Rey aus dem Co-Präsidium zurück, dann Sepp Blatter, der zum
neuen Präsidenten des Weltfussballverbandes Fifa gewählt worden war. Rasch ertönte
der Ruf, Bundesrat Ogi solle den Vorsitz des Kandidaturkomitees für die Spiele im
Wallis übernehmen. Dieser erklärte sich auch umgehend dazu bereit, wollte aber zuerst
das Einverständnis seiner Kollegen in der Landesregierung einholen. Nach einem positiv
ausgefallenen Gutachten des Bundesamtes für Justiz, das allerdings auf die Problematik
der Doppelbelastung hinwies, stimmte der Gesamtbundesrat dem Engagements Ogis

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 31.08.1998
MARIANNE BENTELI
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bis nach der Vergabe der Winterspiele zu, die 1999 in Seoul erfolgen soll. Gemäss den
Worten der Bundeskanzlei unterstrich der Bundesrat mit seinem Entscheid die
Bedeutung, die er dieser Kandidatur für das Land beimisst; Ogi verfüge über die nötigen
persönlichen Kontakte, um der Kandidatur der Schweiz das entsprechende politische
Gewicht zu verleihen. 68

Eine grössere sportpolitische Lawine trat der scheidende Präsident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewählten Mitglieder des IOC,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwürfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren IOC-Mitgliedern bestätigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben könnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwürfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespräche zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. 69

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr setzte Bundesrat Ogi mehrere Akzente zur Zukunft der schweizerischen
Sportpolitik. An der ersten „Landsgemeinde des Sports“, die anfangs Mai im Magglingen
stattfand und an der über 400 Persönlichkeiten aus Sport, Politik, Armee, Wirtschaft,
Kultur und Wissenschaft teilnahmen, kündigte er an, noch vor Ende Jahr dem
Bundesrat ein generelles sportpolitisches Konzept vorlegen zu wollen. Er sprach sich
dafür aus, Spitzensport als eigentlichen Beruf zu anerkennen und meldete seinen
Widerstand gegen die im Rahmen des neuen Finanzausgleichs geplante
Kantonalisierung von „Jugend und Sport“ an. 70

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 05.05.1999
MARIANNE BENTELI

Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) für seine Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen für die
Durchführung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das IOK die
Korruptionsvorwürfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und für
die weitere Vergabe von Austragungsorten „saubere“ Verhältnisse in Aussicht stellte. 

Um so grösser war die Enttäuschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag für
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund für die Vergabe an Italien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
persönliche enge Beziehungen zu IOC-Präsident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms für den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenüber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Sündenböcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte über die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das IOC sowie die internationale Isolation der Schweiz. 71

DÉBAT PUBLIC
DATE: 22.06.1999
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls in Magglingen gab Ogi im November vor rund hundert
Spitzensporttrainerinnen und -trainern seinem Unmut über die Stellung der Schweiz im
internationalen Hochleistungssport Ausdruck. Verglichen mit anderen europäischen
Ländern mit ähnlicher Grösse und Bevölkerungszahl und vergleichbaren ökonomischen
Möglichkeiten sei die Schweiz fast schon sportpolitisches Entwicklungsland. Ogi ortete
fünf Felder, in denen Verbesserungen möglich sein müssten: Schliessen der Lücken in
der Förderungskette (von Klub bis Verband) junger Spitzensportler, Durchlässigkeit
zwischen Schule und Intensivtraining, Anerkennung des Spitzensports als Berufslehre,
Förderung von Nachwuchsprojekten und Schaffung eines lokalen Sportnetzes. 72

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.11.1999
MARIANNE BENTELI
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Kurz vor Weihnachten lagen dann erste Eckpfeiler des künftigen sportpolitischen
Gesamtkonzepts vor. Unter dem Motto „miteinander anstatt gegeneinander“ sollen
partnerschaftliche Lösungen zwischen Staat und Privaten ausgearbeitet werden,
wobei der Bundesrat die politischen Schwerpunkte zu setzen beabsichtigt. Zwei Ziele
stehen dabei im Zentrum der Diskussionen, nämlich „Gesundheit durch Sport“ und
„Bildung durch Sport“, d.h. auf der einen Seite die Förderung von Gesundheit,
Lebensqualität und Leistungsbereitschaft und auf der anderen Seite die Erziehung zu
Fairness und sozialer Integration. Dies soll der Schweiz – gemäss Bundesrat Ogi eine
sportliche Nation aber keine „Sportnation“ – verhelfen, künftig einen „Spirit of sport“ zu
atmen. Auch in diesem Rahmen wurde der Nachwuchsförderung besondere Bedeutung
zugemessen, ebenso der Dopingbekämpfung und der engeren Vernetzung zwischen
Bund, Kantonen und Gemeinden einerseits und den privaten Sportverbänden
andererseits. 73

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.12.1999
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der den Vorschlag als zu eng auf den Skirennsport
zugeschnitten erachtet, hatte der Ständerat im Vorjahr knapp eine Motion Hess
angenommen, die den Bund verpflichtet, die Sportmittelschulen in Davos (GR),
Engelberg (OW), Brig und Martigny (beide VS) finanziell zu unterstützen. Im Nationalrat
bat Bundespräsident Ogi, das Gesamtkonzept Spitzensport abzuwarten, weshalb er
erneut Umwandlung in ein Postulat beantragte. Bezzola (fdp, GR) als Vertreter eines
Standortkantons und Engelberger (fdp, NW) als Präsident des Schweizerischen
Skiverbandes setzten sich hingegen wortreich für die Motion ein. Wenig für das
Anliegen übrig hatte hingegen Fehr (sp, ZH). Sie fand, es sei nicht Sache des Bundes,
Privatschulen zu unterstützen; zudem sei es absurd, den Turnunterricht in den Schulen
und der Lehrlingsausbildung aus finanziellen Überlegungen abzubauen und andererseits
den Spitzensport derart zu fördern. Sie beantragte deshalb, den Vorstoss gänzlich
abzulehnen. Die Motion wurde deutlich mit 102 zu 47 Stimmen angenommen. 74

MOTION
DATE: 07.03.2000
MARIANNE BENTELI

Ende 1999 hatte Bundesrat Ogi die Eckpfeiler für ein künftiges nationales Sportkonzept
vorgestellt. Das Modell, das Ende Jahr vom Bundesrat unter dem Namen „Spirit of
Sport“ verabschiedet wurde, sieht ein stärkeres Engagement des Bundes in zahlreichen
Bereichen vor: Breitensport, Nutzung der Bildungsmöglichkeiten des Sports,
Nachwuchsförderung, Einsatz für einen doping- und gewaltfreien Sport, sportliche
Grossanlässe und Attraktivitätssteigerung der Schweiz als Sitz von internationalen
Sportverbänden, bessere Kommunikation der Bedeutung des Sports für eine sozial,
ökonomisch und ökologisch nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft, effiziente
Nutzung bestehender und allenfalls neuer Ressourcen sowie Einrichtung eines
Observatoriums, das den Bundesrat periodisch über Entwicklungen im Sport
orientiert. 75

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 02.12.2000
MARIANNE BENTELI

Für die Ski-WM 2003 in St. Moritz erklärte sich die Regierung des Kantons Graubünden
bereit, 7 Mio Fr. (5,5 Mio Fr. als à-fonds-perdu-Beitrag, 1,5 Mio Fr. als Defizitgarantie)
lockerzumachen; durch eine Änderung der Wirtschaftsförderungsverordnung von 1990
wollte sie die Mitsprache des Volkes dabei ausschliessen. Der Grosse Rat befand aber,
dass heute sportliche Grossanlässe ohne Rückhalt in der Bevölkerung keine Chance
mehr haben, und entschied, den Kredit dem Souverän zu unterbreiten. Die
Befürchtungen der Regierung erwiesen sich als berechtigt: Ende September wurde der
Kredit an der Urne knapp abgelehnt; die Nachanalyse der Abstimmung ergab, dass die
Ablehnung aus einer Kombination von finanziellen sowie regional- und
umweltpolitischen Gründen erfolgte. Graubünden kann nach wie vor auf 4 Mio Fr. aus
dem Nasak-Kredit des Bundes zählen; die ursprünglich vom Bundesrat versprochene
Defizitgarantie von 1,5 Mio Fr. wollte Sportminister Ogi allerdings von einem „Zeichen“
des Kantons (konkret 3 Mio Fr.) abhängig machen. 76

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 14.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im November setzte der Bundesrat eine Massnahme des Entlastungsprogramms 03 um
und strich seinen allgemeinen Förderbeitrag an die kantonalen Jugend- und Sportämter
in der Höhe von rund 5 Mio Fr.; er kündigte an, im Rahmen des EP 04 noch einmal 2,5
Mio Fr. einsparen zu wollen. Im Voranschlag 2004 beantragte er eine Kürzung der
Gelder für Jugend + Sport um weitere 1,5 Mio Fr., da ja neuerdings Gelder aus dem
Tabakpräventionsfonds in die Sportförderung fliessen. Gegen diesen Plan formierte
sich parlamentarischer Widerstand. Viele Abgeordnete stiessen sich an den Kürzungen,

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.11.2004
MARIANNE BENTELI
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die zeitlich mit dem UNO-Jahr des Sports korrelieren. Dieses war wenige Tage zuvor in
New York lanciert worden und basiert im Wesentlichen auf einer Initiative von alt
Bundesrat Ogi. Im Nationalrat erreichte Humbel Näf (cvp, AG) mit 103 zu 59 Stimmen
den Verzicht auf die Kürzung. Im Ständerat wurde ein ähnlicher Antrag Bieri (cvp, ZG),
der allerdings die Subvention nur um 1 Mio Fr. anheben wollte, was den der Pro Helvetia
gestrichenen Mitteln entsprochen hätte, abgelehnt. Mit 104 zu 63 Stimmen beharrte der
Nationalrat auf seinem ersten Entscheid. Auch der Ständerat war nicht zum Nachgeben
bereit: mit 27 zu 11 Stimmen blieb er beim Entwurf des Bundesrates, worauf die grosse
Kammer ihre Haltung mit 114 zu 65 Stimmen bekräftigte. Die Einigungskonferenz wollte
dem Nationalrat zustimmen. Ihr Antrag scheiterte jedoch in beiden Kammern, womit es
bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Kürzung blieb. 77

Assurances sociales

Assurances sociales

An einem Sonderparteitag verlangte die SVP eine radikale Neuausrichtung in der
Sozialpolitik. Die Finanzierung der Sozialwerke müsse ohne neue Steuern und mit
tieferen Lohnprozenten sichergestellt werden. Langfristig will die SVP die
Sozialausgaben auf das Niveau von 1990 senken. Dabei sollen auch die Erhöhung des
Rentenalters auf 68 Jahre und das Kapitaldeckungsverfahren für die AHV geprüft
werden. Das Thesenpapier wurde von den Delegierten einstimmig angenommen.
Bundespräsident Ogi distanzierte sich im Anschuss vehement von den Forderungen
seiner Partei und meinte, es gehe nicht an, das Solidaritätswerk der AHV mutwillig zu
zerstören; im gleichen Sinn äusserten sich auch die SVP-Kantonalsektionen GR und BE.
Nachdem die Vorschläge auch innerhalb der Klientel der SVP Bestürzung ausgelöst
hatten, präsentierte die Partei im Mai neue Vorschläge zur Sicherung der staatlichen
Sozialwerke (AHV/IV/EO und Arbeitslosenversicherung). Durch Sparanstrengungen soll
die AHV ohne Rentenkürzungen und ohne Steuererhöhungen auskommen. Mit
Ausnahme der vollständigen Überführung des überschüssigen Nationalbankgoldes in
den AHV-Fonds brachten die neuen Thesen nichts, was nicht schon vom Bundesrat mit
der 11. AHV-Revision vorgeschlagen wird (Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65
Jahre, Angleichung der Witwen- an die Witwerrente, Teuerungsanpassung nur alle drei
Jahre). In der IV ortete die SVP ein grosses Missbrauchspotential und verlangte eine
Untersuchung. Bei den Arbeitslosen will die Partei Leistungen abbauen, beispielsweise
durch eine Karenzfrist von 30 Tagen vor Bezug eines Taggeldes. 78

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.03.2000
MARIANNE BENTELI

Groupes sociaux

Politique d'asile

Bundespräsident Ogi musste sich den Vorwurf gefallen lassen, einen sowohl
diplomatischen wie menschlichen Faux-pas begangen zu haben, als er bei einem
Interview mit dem österreichischen Fernsehen erklärte, die jugoslawische
Zivilbevölkerung trage Mitschuld am Bürgerkrieg, die Schweiz könne den Flüchtlingen
aus innenpolitischen Gründen die Grenzen nicht öffnen und sei nicht gewillt, mit der
Aufnahme von Vertriebenen und der später fällig werdenden Aufbauhilfe des
kriegszerstörten Landes praktisch zweimal Hilfe zu leisten. Sowohl in der Schweiz wie in
Österreich zeigte man sich entsetzt über diese Äusserungen, worauf sich Ogi öffentlich
für seinen verbalen Ausrutscher entschuldigte und ihn herunterzuspielen suchte. 79

AUTRE
DATE: 26.06.1992
MARIANNE BENTELI

Auch im Abstimmungskampf fand die SVP nur gerade die Unterstützung der SD, der FP,
der Lega und der EDU. Aber selbst parteiintern war die Initiative nicht unbestritten. An
der Delegiertenversammlung der SVP plädierte Bundesrat Ogi noch einmal für die
ablehnende Haltung des Bundesrates. Beim Gros seiner Parteifreunde stiess er dabei
zwar nicht auf Gehör, doch schlossen sich ihm zumindest die Berner, Bündner und
Waadtländer Sektionen an. 80

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 11.11.1996
MARIANNE BENTELI
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Anfangs Juni, als täglich über 300 Neuankömmlinge einreisten, erwog der
Sicherheitsausschuss des Bundesrates (Metzler, Ogi und Deiss) Notmassnahmen zu
ergreifen. Diese sollten darauf abzielen, die Schweiz als Fluchtland weniger attraktiv zu
gestalten, etwa durch die Errichtung von Barackenlagern und eine Senkung der
Leistungen im Sozialbereich, insbesondere in der medizinischen Betreuung, sowie
durch die Einbindung der hier anwesenden Verwandten in die (finanzielle)
Verantwortung für ihre Familienangehörigen. Als vor allem die Medien diese Haltung des
Bundesrates fast ausnahmslos als ein – angesichts des drängenden Elends dieser
Flüchtlinge – unwürdiges innenpolitisches Schauspiel kritisierten, krebste Metzler eine
Woche später in der Fragestunde des Nationalrates zurück und erklärte, Notrecht
würde nur als Ultima ratio eingesetzt, wenn die Strukturen, die beim Krieg in Bosnien
aufgebaut worden seien, insbesondere die Betreuung einzelner Unterkünfte durch
Militär, nicht ausreichen sollten. 81

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.06.1999
MARIANNE BENTELI

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Hautes écoles

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Adolf Ogi unter anderem die Erarbeitung eines neuen
Hochschulartikels in der Bundesverfassung, mit welchem für Bund und Kantone eine
gemeinsame und umfassende Hochschulpolitik – die Bündelung der Kräfte und der
optimale Einsatz der Ressourcen – ermöglicht werden soll. Zur Ausarbeitung des neuen
Hochschulartikels hatte der Bundesrat eine zweistufige Projektorganisation eingesetzt,
wie dies von einer Motion der ständerätlichen WBK verlangt worden war. Unter der
Leitung vom Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber, soll eine
Arbeitsgruppe bis März 2001 den Vernehmlassungsentwurf formulieren. An der
Jahrestagung der Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK) orientierte Kleiber über
die Ziele des neuen Artikels und unterstrich die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung
des Hochschulbereichs, um eine grössere Durchlässigkeit sowie gemeinsame
Steuerungsorgane schaffen zu können. Mittels gleicher Entwicklungschancen für alle
Hochschulen seien künftig die bestmöglichen Rahmenbedingungen für Forschende und
Lehrende zu sichern. Die Mittelzuteilung müsse nach Qualität und einheitlichen
Kriterien erfolgen, ohne die Autonomie der einzelnen Hochschulen zu verletzen. 82

RAPPORT
DATE: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Culture, langues, églises

Archives, bibliothèques, musées

Auf privater Basis konnte im Juni in Lausanne das Museum des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) eingeweiht werden. Bundespräsident Ogi und der
spanische König Juan Carlos sowie Prominenz aus Sport und Politik nahmen an der
Inauguration teil. Lausanne ist seit 1915 offizieller Sitz des IOC. 83

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 23.06.1993
MARIANNE BENTELI

Médias

Radio et télévision

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Ogi unter anderem die Erarbeitung einer neuen Medienordnung, die
einen leistungsfähigen Service public und mehr Gestaltungsspielraum für private
Initiative gewährleisten soll. In diesem Sinn präsentierte der Bundesrat zu Jahresbeginn
die Leitplanken für die Revision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) von 1991 und
schickte im Dezember einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung.
Die künftige Medienordnung soll strikt zwischen der öffentlich-rechtlichen SRG mit
ihrer Verantwortung für den Service public sowie ihrem Anspruch auf
Empfangsgebühren einerseits und den sich frei auf dem Markt bewegenden, privaten
Anbietern andererseits trennen. Das hiesse Abschied nehmen vom seit 1991 geltenden
Drei-Ebenen-Modell, welches den Markt aufgrund geographischer Kriterien in einen
lokalen, einen sprachregionalen und einen internationalen Sektor aufteilt. Stattdessen
soll mit dem dualen System eine starke SRG mit Service-public-Auftrag und
Gebührenmonopol sowie ein freier Wettbewerb zwischen Privatanbietern gefördert
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werden. Der Gesetzesentwurf sieht beim SRG-Radio nicht nur wie bis anhin ein Verbot
der Werbung vor, sondern erteilt dem Bundesrat auch die Kompetenz, ein
Sponsoringverbot für Radio und Fernsehen der SRG zu verordnen. Im weiteren soll die
Untersagung von Werbung für Heilmittel am SRG-Fernsehen weiterhin gelten.
Andererseits stellt die Vorlage eine weitgehende Liberalisierung des Markts für private
Veranstalter in Aussicht, indem die Konzessionspflicht und die Konzessionsabgabe auf
den Werbeeinnahmen sowie jegliche Service-public-Vepflichtungen für Private
entfallen und die Werbeordnung an das europäische Niveau angepasst wird.
Empfangsgebühren für Privatveranstalter sind dabei nur noch in Sonderfällen
vorgesehen – so für zweisprachige Programme und Privatradios in aufwendig zu
erschliessenden Bergtälern. Für die SRG wie für Private sollen gesetzliche
Bestimmungen hinsichtlich Rassismus und Pornographie sowie ein Werbeverbot in den
Bereichen Alkohol, Religion und Politik gelten – laut Medienminister Leuenberger die
drei grossen Suchtgefahren dieser Welt. Das unmittelbare Echo auf den Entwurf war
kontrovers und spiegelte den Verteilkampf um Konzessionsgelder und
Werbeeinnahmen wider. Die SRG bemängelte die sie betreffenden Einschränkungen als
zu streng – so insbesondere das neu vorgesehene generelle Sponsoring-Verbot, das der
Anstalt Einnahmeverluste von 30 bis 40 Mio Fr. bescheren würde. Kritik wurde auch von
seiten Westschweizer Privatradios laut, die ohne Konzessionsgebühren um ihr
Überleben fürchteten. Die Deutschschweizer Privatsender werteten ihrerseits die
Werbeeinschränkungen bei der SRG als positiv. 84

Nouveaux médias

Nachdem eine Umfrage der Universität Bern bei 303 Unternehmen aufgezeigt hatte,
dass sich insbesondere kleine und mittlere Unternehmen viel zu wenig mit den EDV-
und Betriebsproblemen im Jahr 2000 beschäftigten und auch die Behörden das
Problem noch zuwenig ernst nahmen, wurde der Ruf nach einem "Mister 2000" laut.
Anfangs Juni wählte der Bundesrat den UBS-Manager Ulrich Grete auf den 1. Juli 1998
zum Informationsdelegierten mit der Aufgabe, die schweizerische Öffentlichkeit für das
Jahr-2000-Problem im Bereich der Informatik zu sensibilisieren. Das Problem blieb das
ganze Berichtsjahr über in technischer, politischer und insbesondere in juristischer
Hinsicht vieldiskutiertes Thema. Mit einer Motion lud Ständerat Carlo Schmid (cvp, AI)
den Bundesrat ein, angesichts des nicht auszuschliessenden Zusammenbruchs der
Grundversorgung des Landes, insbesondere in den Bereichen Elektrizität, Gas, Wasser,
Telefon, Transport etc., unter Einsatz der Zivilschutzorganisationen und aller übrigen
hierzu geeigneten Organisationen alles Notwendige vorzukehren, um die
Grundversorgung der Bevölkerung zu gewährleisten. Die kleine Kammer überwies den
Vorstoss als Postulat, nachdem Bundesrat Villiger das Problembewusstsein ausserhalb
der Verwaltung als ungenügend gerügt hatte. Der Bundesrat wollte aber Panikmache
und Informationswirren verhindern. Er erarbeitete deshalb eine
Kommunikationsstrategie, die wirksam werden sollte, wenn sich landesweite Störungen
in der Stromversorgung und Telekommunikation abzeichneten. Bundesrat Ogi erteilte
dem Zivilschutz den Auftrag, in diesem Zusammenhang seine Dienste zu offerieren. 85

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Im Dezember kam die erste nationale Volksinitiative der SVP, «gegen die illegale
Einwanderung», zur Abstimmung, bei der die Partei eine wenn auch relativ knappe
Niederlage einstecken musste. Erneut wurde insbesondere der SVP Zürich im Vorfeld
der Abstimmung eine polemische Kampagne vorgeworfen, und wie bereits beim
letztjährigen «Stiefel-Inserat» der Zürcher SVP zu den eidgenössischen Wahlen
boykottierten verschiedene Zeitungen ein umstrittenes Inserat der Kantonalpartei. Die
Initiative war auch parteiintern umstritten. So hatte die Berner Sektion Stimmfreigabe
beschlossen, während die Bündner und die Waadtländer SVP wie auch Bundesrat Adolf
Ogi das Begehren ablehnten. 86
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Nachdem Blocher in einer weiteren Rede zum «Eizenstat-Bericht» den eigenen
Bundesrat Adolf Ogi lächerlich zu machen versuchte und unter anderem den
Schriftsteller Adolf Muschg verunglimpfte, übten parteiintern insbesondere die Berner
sowie die Graubündner Sektion massive Kritik am politischen Stil Blochers. Dieser
brüskierte die Berner Sektion daraufhin mit einem groben Brief. Die Berner kündigten
schliesslich einen pointierteren eigenen Kurs an. Der Konflikt machte jedoch deutlich,
dass der Zürcher Einfluss auch in den liberalen SVP-Sektionen zunimmt. Insbesondere
auch die Junge SVP Bern schien auf einen klaren «Blocher-Kurs» einzuschwenken.
Zu einer im Berichtsjahr vom Vizepräsidenten der Jungen SVP Bern geplanten
Volksinitiative, welche die Todesstrafe wieder einführen wollte, gingen die SVP (Schweiz
und Bern) wie auch die nationale Junge SVP allerdings klar auf Distanz. 87

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 23.07.1997
EVA MÜLLER

Im März hat die SVP ihre Parteigremien neu organisiert und bestellt. Die Zahl der
Delegierten wurde von 500 auf 600 erhöht, das Vizepräsidium von zwei auf drei
Mitglieder verstärkt. Ueli Maurer (ZH) wurde für weitere vier Jahre in seinem Amt als
Parteipräsident bestätigt. Das Vizepräsidium teilen sich die Bisherige Cornelia Stamm
Hurter und neu die Nationalräte Jean Fattebert (VD) und Toni Brunner (SG). Bereits im
Vorfeld des Sonderparteitages wurde der Leitende Ausschuss neu besetzt. Das
Präsidium lehnte dabei die Aufnahme der als liberal geltenden Nationalrätin Ursula
Haller und des alt Nationalrats Albert Rychen (beide BE) ab und sprach sich für die mit
dem Zürcher Flügel politisierenden Angelica Zanolari, Parteipräsidentin in Basel-Stadt,
und für Nationalrat Christoph Mörgeli (ZH) aus. Als Vertreter der Berner Sektion im
Leitenden Ausschuss verblieben lediglich Bundesrat Ogi sowie Kantonalpräsident und
Nationalrat Hermann Weyeneth – beide von Amtes wegen. 88

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 21.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mitte April sprach sich der SVP-Zentralvorstand deutlich für die Annahme der
bilateralen Verträge mit der EU aus. Die Zürcher Kantonalsektion hatte sich wenige
Tage zuvor knapp für ein Nein entschieden. Die Ausgangslage für die
Delegiertenversammlung war deshalb ungewiss. Bundesrat Ogi vertrat in Appenzell die
Meinung, die SVP müsse den von ihr nach dem EWR-Nein 1992 eingeleiteten bilateralen
Weg jetzt auch beschreiten. Blocher dagegen warnte vor einer Schwächung des
Wirtschaftsstandortes Schweiz und vor einer Zunahme der Arbeitslosigkeit; er
verzichtete aber darauf, der Partei die Nein-Parole zu empfehlen. Mit 297 gegen 201
Stimmen wurde die Ja-Parole beschlossen. Bis zur Abstimmung fassten allerdings
vierzehn Kantonalsektionen die Nein-Parole. 89

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 17.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im September flackerten die Wirren um rechtsextreme Personen in der SVP erneut
auf. Trotz Rücktrittsaufforderungen war der ehemalige Genfer Parteisekretär Pascale
Junod noch immer aktiv am Parteileben beteiligt. Die Parteileitung beschloss nun, den
Kontakt zur Genfer Sektion zu intensivieren. Im Kanton Uri wurde dem Sekretär einer
Ortssektion der Austritt nahegelegt, weil er sich am Skinhead-Aufmarsch bei der
Nationalfeier auf dem Rütli beteiligt hatte. Der Vorschlag von Bundesrat Ogi, die SVP
nach rechtsextremen Elementen systematisch zu durchkämmen, wurde aber erneut
zurückgewiesen. 90

DÉBAT PUBLIC
DATE: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mitte Oktober gab Bundesrat Ogi seinen Rücktritt per Ende Jahr bekannt. Die
Bundesversammlung wählte im Dezember den SVP-Berner Ständerat Samuel Schmid zu
dessen Nachfolger und verwies die offiziellen SVP-Kandidierenden Eberle (TG) und
Fuhrer (ZH) auf die Ränge. 91

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 06.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mediale Aufmerksamkeit fand eine Äusserung des SVP-Vizepräsidenten Christoph
Blocher (ZH) bei dessen Neujahrsrede in Wynigen, in der er den Vorsitzenden der Euro-
Gruppe Jean-Claude Juncker mit Hitler verglich. Juncker hatte in einem Interview den
weissen Fleck in der Mitte der europäischen Landkarte als geostrategische Absurdität
beklagt. Diese Aussage erinnere ihn an Hitlers Vergleich der Schweiz mit einem
Stachelschwein. An einem Podiumsgespräch Mitte Januar, an dem die beiden
Kontrahenten die Klingen kreuzten, wurde der Disput dann gütlich beigelegt, ohne dass
sich Blocher allerdings für seine Aussage entschuldigt hätte. 92
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